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Sprechzeiten des Amtes
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Donnerstag: 9.00 - 12.00 Uhr und 13.00 - 16.00 Uhr
Montag, Mittwoch und Freitag: kein Sprechtag
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E-Mail: Info@unterspreewald.de, Internet: www.unterspreewald.de
Die genannte E-Mail-Adresse dient nur zum Empfang 

einfacher Mitteilungen ohne Signatur und/oder Verschlüsselung.
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Amtliche Bekanntmachungen

Gemeinde Bersteland

Wahlen
- der Gemeindevertretung der Gemeinde Bersteland,
- der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Bersteland,
- des Ortsbeirats des Ortsteils Freiwalde,
- des Ortsbeirats des Ortsteils Niewitz,
- des Ortsbeirats des Ortsteils Reichwalde

am 25. Mai 2014
 Bekanntmachung der Wahlleiterin
 vom 21.01.2014
Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kom-
munalwahlgesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der 
Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) 
mache ich Folgendes bekannt:
I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie 

die Wahlzeit
 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die 

Wahlzeit der landesweiten Kommunalwahlen 2014 vom 
4. September 2013 finden die Wahlen (Hauptwahlen)

 - der Gemeindevertretung der Gemeinde Bersteland, 
 -  der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Bersteland,
 - des Ortsbeirats des Ortsteils Freiwalde,
 - des Ortsbeirats des Ortsteils Niewitz und
 - des Ortsbeirats des Ortsteils Reichwalde
 am Sonntag, den 25. Mai 2014 in der Zeit von 8:00 bis 

18:00 Uhr 
 sowie
 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
 -  der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Bersteland
 am Sonntag, den 15. Juni 2014 in der Zeit von 8:00 bis 

18:00 Uhr statt.
II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
 Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die 

vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsver-
ordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 
2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die Wahlvorschläge für diese 
Wahlen möglichst frühzeitig einzureichen. Ergänzend 
hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Berste-
land

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen 
und Gemeindevertreter 

 Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter zu wählen.

2. Wahlkreise
 Die Gemeindevertretung Bersteland hat durch Beschluss 

das Wahlgebiet in einen Wahlkreis eingeteilt.
3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Ver-

einigungen und Wählergruppen sowie Einzelbewer-
berinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und 
Wählergruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag 
als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich jedoch 
bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; 
die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen 
eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig einge-
reicht werden. Sie müssen spätestens bis zum

 Donnerstag, den 20. März 2014, 12:00 Uhr, 
 bei der

 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Unter-
spreewald 

 Amt Unterspreewald, Hauptstraße 49, 15910 Schönwald
 schriftlich eingereicht werden.
4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammen-

zuschließen, ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des 
Amtes Unterspreewald durch die für das Wahlgebiet 
zuständigen Organe aller am Zusammenschluss Betei-
ligten spätestens bis zum Donnerstag, den 20. März 
2014, 12:00 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung 
der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierun-
gen muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen 
von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet 
zuständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzen-
den oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, 
bei Wählergruppen von der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5. Inhalt der Wahlvorschläge
5.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a 

zu § 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. 
Sie müssen enthalten

 a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder 
die Tätigkeit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die 
Staatsangehörigkeit und die Anschrift einer jeden Bewer-
berin und eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihen-
folge,

 b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen 
Vereinigung den vollständigen Namen der einreichenden 
Partei oder politischen Vereinigung und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; der im Wahl-
vorschlag angegebene Name der Partei oder politischen 
Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

 c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Na-
men der einreichenden Wählergruppe und, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; aus dem 
Namen muss hervorgehen, dass es sich um eine Wäh-
lergruppe handelt; der Name und die etwaige Kurzbe-
zeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder 
politischen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung 
enthalten,

 d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Na-
men der Listenvereinigung und,

 sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; 
zusätzlich sind die Namen und, 

 sofern vorhanden, auch die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Parteien, politischen

 Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,
 e) den Namen des Wahlgebietes.
 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 

Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e 
bezeichneten Angaben enthalten.

5.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin 
oder einen Bewerber enthalten.

 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchs-
tens insgesamt 15 Bewerberinnen und Bewerber enthal-
ten.

5.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und 
Telekommunikationsanschluss der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
Als Vertrauensperson kann auch eine Bewerberin oder 
ein Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und 
die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, be-
rechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag 
abzugeben und entgegenzunehmen.

5.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Ver-
einigung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für 
das Wahlgebiet zuständigen Vorstandes, darunter der 
oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
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einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertre-
tungsberechtigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. 
Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss von 
jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung 
und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-
zelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

5.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 

Wahlvorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der 
Gemeinde Bersteland benannt sein. Die Bewerberin oder 
der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf 
nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin 
oder Bewerber

6.1 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem 
Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, 
Wählergruppe oder Listenvereinigung ist an folgende 
Voraussetzungen geknüpft:

 a) Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 
BbgKWahlG wählbar sein.

 b) Die Bewerberin oder der Bewerber muss durch eine 
Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden 
sein (siehe Nummer 7).

 c) Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benen-
nung auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. 
Die Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu 
§ 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird 
der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat die 
Bewerberin oder der Bewerber in der Zustimmungserklä-
rung zudem ihre oder seine Parteimitgliedschaften anzu-
geben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos ist.

 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen 
gelten ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbe-
werber.

6.2 Zur Wählbarkeit
6.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deut-

schen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundge-
setzes, die

 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

 - seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 
BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

 - gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

 - infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähig-
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbür-
gern

 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union (Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, 
Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kro-
atien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlan-
de, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 
Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, 
Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und 
Nordirland sowie Republik Zypern), die

 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

 - seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 

Absatz 3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
 - gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 

ist oder
 - infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutsch-

land die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter nicht besitzt oder

 - infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallent-
scheidung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit 
nicht besitzt.

6.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und 
für jeden Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde 
nach dem Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Num-
mer 2 BbgKWahlV einzureichen, dass die vorgeschlage-
ne Bewerberin oder der vorgeschlagene Bewerber wähl-
bar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich 
ihre Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen 
mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine 
Versicherung an Eides statt nach dem Muster der An-
lage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über 
ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass 
sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wähl-
barkeit ausgeschlossen sind.

7. Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber ge-
mäß § 33 BbgKWahlG

7.1 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder 
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen 
in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusam-
mentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in 
geheimer Abstimmung bestimmt worden sein (Mitglie-
derversammlung). Dies kann auch durch Delegierte ge-
schehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte 
in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden 
sind (Delegiertenversammlung). 

7.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlge-
biet keine Organisation hat, können die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge auch durch die im 
gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
oder durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkrei-
ses Dahme-Spreewald wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
bestimmt werden.

7.3 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergrup-
pe sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wähler-
gruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wäh-
lergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer 
Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts 
im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhän-
gerinnen und Anhänger (Anhängerinnen- und Anhän-
gerversammlung) der Wählergruppe in geheimer Ab-
stimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch 
Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder An-
hängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind 
(Delegiertenversammlung). Die Ausführungen zu Num-
mer 7.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wäh-
lergruppen entsprechend.

7.4 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenverei-
nigung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemein-
samen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung in ge-
heimer Abstimmung bestimmt worden sein; im Übrigen 
gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinnge-
mäß.

7.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerin-
nen und Anhänger oder Delegierten von dem zuständigen 
Vorstand der Partei oder politischen Vereinigung oder der 
oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe mit 
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einer mindestens dreitägigen Frist entweder einzeln 
oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimm-
berechtigte Teilnehmer der Versammlung ist für die ge-
heime Wahl der Bewerberinnen und Bewerber sowie 
der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und Bewerbern 
ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, 
Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Ab-
stimmung beteiligen.

7.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder 
Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift nach 
dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 
4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag bei-
zufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, 
die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der 
geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin 
oder der Leiter der Versammlung und zwei von der 
Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzli-
chen Mindestanforderungen an eine demokratische Auf-
stellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 
Absatz 5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8. Unterstützungsunterschriften
8.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungs-

unterschriften
8.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereini-

gungen, die am 9. September 2013 aufgrund eines zu-
rechenbaren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bundes-
tag oder im 5. Landtag Brandenburg durch mindestens 
eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder 
durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten 
Abgeordneten oder im Kreistag des Landkreises Dahme-
Spreewald durch mindestens eine Kreistagsabgeordne-
te oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung Bersteland durch min-
destens eine Gemeindevertreterin oder durch mindes-
tens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl unun-
terbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Sep-
tember 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Kreistag des Landkreises Dahme-Spreewald 
durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch 
mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der 
Gemeindevertretung Bersteland durch mindestens eine 
Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen Ge-
meindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit.

8.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
ferner nicht für Listenvereinigungen, wenn mindestens 
eine der an ihr beteiligten Gruppierungen wenigstens 
eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 genannten Voraus-
setzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis er-
füllt.

8.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund 
eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkrei-
ses Dahme-Spreewald oder in der Gemeindevertretung 
Bersteland vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der 
ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemeinde-
vertretung Bersteland, so ist auch die Partei, politische 
Vereinigung oder Wählergruppe, für die sie oder er bei 
der Wahl zur Gemeindevertretung Bersteland antritt, von 

dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften be-
freit, wenn sie oder er aufgrund eines Wahlvorschlages 
dieser Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder zum ehrenamt-
lichen Bürgermeister der Gemeinde Bersteland gewählt 
worden ist. 

8.2 Wichtige Hinweise
8.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-

einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 8.1 von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit 
ist, sind

 - im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags 
mindestens 5 Unterstützungs-unterschriften von im 
Wahlgebiet wahlberechtigten Personen, beizufügen.

8.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift 
der wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum 

 Mittwoch, den 19. März 2014, 16:00 Uhr, 
 bei der
 Wahlbehörde, Amt Unterspreewald,
 Einwohnermeldeamt: Hauptstraße 41, 15938 Golßen 

oder
 Einwohnermeldeamt: Hauptstraße 49, 15910 Schön-

wald
 zu leisten.
 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer eh-

renamtlichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamt-
lichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin oder 
einem Notar oder einer anderen zur Beglaubigung von 
Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet werden. 
Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen 
Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde (Amt Unterspreewald, Hauptstandort: 
Hauptstraße 41, 15938 Golßen -Einwohnermeldeamt 
oder Nebenstelle: Hauptstraße 49, 15910 Schönwald-
Einwohnermeldeamt) spätestens bis zum 

 Mittwoch, den 19. März 2014, 16:00 Uhr, 
 vorzulegen.
 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind 

auf den von mir aufgelegten oder ausgegebenen amt-
lichen Formblättern für Unterschriftenlisten nach dem 
Muster der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgK-
WahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu erbrin-
gen:

8.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des 
Wahlvorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, 
Amt Unterspreewald, Hauptstandort: Hauptstraße 41, 
15938 Golßen oder Nebenstandort: Hauptstraße 49, 
15910 Schönwald in den Einwohnerämtern aufgelegt.

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie 
Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben. Da-
neben ist beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen 
Vereinigung, Wählergruppe oder Listenvereinigung 
deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wendet, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schrift-
liche Erklärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 Bbg-
KWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung 
der Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin-
nen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind fer-
ner auch die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbe-
zeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzu-
geben.

 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvor-
schlag“ anzugeben.

 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich 
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unter den vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche 
Formblätter für die Unterzeichnung des Wahlvorschlags 
bei einer ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder einem eh-
renamtlichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin 
oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglaubi-
gung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, 
Wählergruppen oder Listen-vereinigungen dürfen erst 
nach der Bestimmung der Bewerberinnen und Bewerber 
sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunter-
schriften sind ungültig.

8.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahl-
vorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Ge-
meinde Bersteland unterzeichnen. Hat eine Person für 
diese Wahl mehr als einen Wahlvorschlag unterzeichnet, 
so sind sämtliche von ihr für diese Wahl geleisteten Un-
terstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6 Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dürfen nur von den 
in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigten Perso-
nen unterzeichnet werden. 

8.2.7 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahl-
vorschlags durch die Bewerberinnen und Bewerber 
selbst ist unzulässig.

8.2.8 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, 
Tag der Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Per-
son sowie das Datum der Unterschriftsleistung anzuge-
ben. Die unterzeichnende Person hat sich vor der Unter-
schriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.9 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperli-
chen Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftsleis-
tung bedarf, kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsper-
son) bestimmen, die die Unterschriftsleistung vornimmt. 
Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behinde-
rung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch 
Erklärung vor einer oder einem Beauftragten der Wahl-
behörde ersetzen. Der Antrag kann bis Montag, den  
17. März 2014, 16:00 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehör-
de gestellt werden.

8.2.10 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner, die die Unterstützungs-
unterschrift auf der von mir aufgelegten oder ausgege-
benen Unterschriftenliste leisten, zu vermerken, dass sie 
im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung 
wahlberechtigt sind. 

9. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014, 

12:00 Uhr, können Mängel, die sich auf die Zahl und Rei-
henfolge der Bewerberinnen und Bewerber beziehen, 
nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungsunter-
schriften nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche 
gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangel-
haft bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht 
feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der Wahl-
vorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung 
über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 
BbgKWahlG) beseitigt werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt am 24.03.2014, 19:00 Uhr 

im Sitzungsraum Hauptstraße 49, 15910 Schönwald in 
öffentlicher Sitzung über die Zulassung der Wahlvor-
schläge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG sowie  
§§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder 
des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde 
Bersteland

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 
und 5.4, 6, 7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung 

der Gemeinde Bersteland gelten für die Wahl der eh-
renamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters der Gemeinde Bersteland mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß: 

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten.

 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 
Wahlvorschlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürger-
meisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters be-
nannt sein.

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
nicht für die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listen-vereinigung 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nach § 70 
Absatz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind mindestens 20 Un-
terstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gel-
ten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 
8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

C. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Freiwalde
 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 5.1, 5.3 

bis 5.5, 6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Ge-
meindevertretung der Gemeinde Bersteland gelten für 
die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Freiwalde mit fol-
genden Maßgaben sinngemäß: 

1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Frei-
walde ist das Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlgebiet bil-
det einen Wahlkreis.

2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu 
wählen.

3. Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4 Bewer-
berinnen und Bewerber enthalten.

4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Freiwalde ihren ständigen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Bersteland wahlberechtigten Mit-
glieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wähler-
gruppe oder deren Delegierte können auch die Bewer-
berinnen und Bewerber sowie ihre Reihenfolge für die 
Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Freiwalde bestimmen, 
sofern die Anzahl der im Ortsteil Freiwalde wahlberech-
tigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder 
Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitglieder-
versammlung ausreicht.

 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemein-
de Bersteland wahlberechtigten Mitglieder nicht für die 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 7.2 
entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listen-vereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit ist, sind mindestens 3 Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen. 

 Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
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sind auch die Parteien, politischen Vereinigungen und 
Wählergruppen befreit, die am 9. September 2013 auf-
grund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Ortsbei-
rat des Ortsteils Freiwalde durch mindestens ein Mitglied 
seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; 
Entsprechendes gilt für Einzelbewerberinnen und Einzel-
bewerber, die aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im 
Ortsbeirat Freiwalde vertreten sind, sowie für Listenver-
einigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen die eingangs genannte Voraussetzung 
erfüllt.

 Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A 
Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 
8.2.10 sinngemäß.

D. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Niewitz
 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 5.1, 5.3 

bis 5.5, 6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Gemein-
devertretung der Gemeinde Bersteland gelten für die 
Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Niewitz mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß: 

1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Nie-
witz ist das Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlgebiet bil-
det einen Wahlkreis.

2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu 
wählen.

3. Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4 Bewer-
berinnen und Bewerber enthalten.

4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Niewitz ihren ständigen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Bersteland wahlberechtigten Mit-
glieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wähler-
gruppe oder deren Delegierte können auch die Bewerbe-
rinnen und Bewerber sowie ihre Reihenfolge für die Wahl 
zum Ortsbeirat des Ortsteils Niewitz bestimmen, sofern 
die Anzahl der im Ortsteil Niewitz wahlberechtigten Mit-
glieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wähler-
gruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederversamm-
lung ausreicht.

 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemein-
de Bersteland wahlberechtigten Mitglieder nicht für die 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 7.2 
entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listen-vereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit ist, sind mindestens 3 Unterstüt-
zungs-unterschriften beizufügen. 

 Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
sind auch die Parteien, politischen Vereinigungen und 
Wählergruppen befreit, die am 9. September 2013 auf-
grund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Ortsbei-
rat des Ortsteils Niewitz durch mindestens ein Mitglied 
seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; 
Entsprechendes gilt für Einzelbewerberinnen und Einzel-
bewerber, die aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im 
Ortsbeirat Niewitz vertreten sind, sowie für Listenverei-
nigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen die eingangs genannte Voraussetzung 
erfüllt.

 Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A 
Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 
8.2.10 sinngemäß.

E. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Reichwalde
 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 5.1, 5.3 

bis 5.5, 6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Ge-
meindevertretung der Gemeinde Bersteland gelten für 
die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Reichwalde mit fol-
genden Maßgaben sinngemäß: 

1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Reichwalde ist das Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlge-
biet bildet einen Wahlkreis.

2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu 
wählen.

3. Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4 Bewer-
berinnen und Bewerber enthalten.

4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Reichwalde ihren ständigen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Bersteland wahlberechtigten Mit-
glieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wähler-
gruppe oder deren Delegierte können auch die Bewerbe-
rinnen und Bewerber sowie ihre Reihenfolge für die Wahl 
zum Ortsbeirat des Ortsteils Reichwalde bestimmen, so-
fern die Anzahl der im Ortsteil Reichwalde wahlberech-
tigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder 
Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitglieder-
versammlung ausreicht.

 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemein-
de Bersteland wahlberechtigten Mitglieder nicht für die 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 7.2 
entsprechend.

6. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften ent-
fällt.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderli-

chen Vordrucke werden von mir beschafft und können 
bei mir angefordert werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Unterspreewald
gez. Annegret Leißner

Gemeinde Drahnsdorf

Wahlen
- der Gemeindevertretung der Gemeinde Drahnsdorf,
- der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Drahnsdorf,
- der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des 

Ortsteils Drahnsdorf,
- der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des 

Ortsteils Falkenhain,

am 25. Mai 2014
 Bekanntmachung der Wahlleiterin
 vom 21.01.2014
Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kom-
munalwahlgesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der 
Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) 
mache ich Folgendes bekannt:
I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie 

die Wahlzeit
 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die 

Wahlzeit der landesweiten Kommunalwahlen 2014 vom 
4. September 2013 finden die Wahlen (Hauptwahlen)

 -  der Gemeindevertretung der Gemeinde Drahnsdorf mit 
dem Ortsteil Drahnsdorf mit Gemeindeteil Krossen und 
Ortsteil Falkenhain mit Gemeindeteil Schäcksdorf, 

 -  der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Drahnsdorf mit 
dem Ortsteil Drahnsdorf mit Gemeindeteil Krossen und 
Ortsteil Falkenhain mit dem Gemeindeteil Schäcksdorf,

 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Drahnsdorf 

 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Falkenhain 

 - am Sonntag, den 25. Mai 2014 in der Zeit von 8:00 bis 
18:00 Uhr 
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 sowie
 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
 -  der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Drahnsdorf
 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-

teils Drahnsdorf
 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-

teils Falkenhain
 am Sonntag, den 15. Juni 2014 in der Zeit von 8:00 bis 

18:00 Uhr statt.
II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
 Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die 

vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsver-
ordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 
2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die Wahlvorschläge für diese 
Wahlen möglichst frühzeitig einzureichen. Ergänzend 
hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Drahns-
dorf

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen 
und Gemeindevertreter 

 Es sind insgesamt 8 Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter zu wählen.

2. Wahlkreise
 Die Gemeindevertretung Drahnsdorf hat durch Beschluss 

das Wahlgebiet in einen Wahlkreis eingeteilt.
3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Ver-

einigungen und Wählergruppen sowie Einzelbewer-
berinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und 
Wählergruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag 
als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich jedoch 
bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; 
die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen 
eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig einge-
reicht werden. Sie müssen spätestens bis zum

 Donnerstag, den 20. März 2014, 12:00 Uhr, 
 bei der
 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Unter-

spreewald 
 Amt Unterspreewald, Hauptstraße 49, 15910 Schönwald
 schriftlich eingereicht werden.
4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammen-

zuschließen, ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des 
Amtes Unterspreewald durch die für das Wahlgebiet 
zuständigen Organe aller am Zusammenschluss Betei-
ligten spätestens bis zum Donnerstag, den 20. März 
2014, 12:00 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung 
der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierun-
gen muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen 
von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet 
zuständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzen-
den oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, 
bei Wählergruppen von der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5. Inhalt der Wahlvorschläge
5.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a 

zu § 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. 
Sie müssen enthalten

 a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder 
die Tätigkeit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die 
Staatsangehörigkeit und die Anschrift einer jeden Bewer-
berin und eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihen-
folge,

 b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen 
Vereinigung den vollständigen Namen der einreichenden 
Partei oder politischen Vereinigung und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; der im Wahl-

vorschlag angegebene Name der Partei oder politischen 
Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

 c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Na-
men der einreichenden Wählergruppe und, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; aus dem 
Namen muss hervorgehen, dass es sich um eine Wäh-
lergruppe handelt; der Name und die etwaige Kurzbe-
zeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder 
politischen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung 
enthalten,

 d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Na-
men der Listenvereinigung und,

 sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; 
zusätzlich sind die Namen und, 

 sofern vorhanden, auch die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Parteien, politischen

 Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,
 e) den Namen des Wahlgebietes.
 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 

Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e 
bezeichneten Angaben enthalten.

5.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin 
oder einen Bewerber enthalten.

 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchs-
tens insgesamt 12 Bewerberinnen und Bewerber enthal-
ten.

5.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und 
Telekommunikationsanschluss der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
Als Vertrauensperson kann auch eine Bewerberin oder 
ein Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und 
die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, be-
rechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag 
abzugeben und entgegenzunehmen.

5.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Ver-
einigung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für 
das Wahlgebiet zuständigen Vorstandes, darunter der 
oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertre-
tungsberechtigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. 
Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss von 
jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung 
und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-
zelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

5.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 

Wahlvorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der 
Gemeinde Drahnsdorf benannt sein. Die Bewerberin 
oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei 
darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit ei-
nem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin 
oder Bewerber

6.1 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem 
Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, 
Wählergruppe oder Listenvereinigung ist an folgende 
Voraussetzungen geknüpft:

 a) Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 
BbgKWahlG wählbar sein.

 b) Die Bewerberin oder der Bewerber muss durch eine 
Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden 
sein (siehe Nummer 7).

 c) Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benen-
nung auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. 
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Die Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu 
§ 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird 
der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat die 
Bewerberin oder der Bewerber in der Zustimmungserklä-
rung zudem ihre oder seine Parteimitgliedschaften anzu-
geben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos ist.

 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen 
gelten ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbe-
werber.

6.2 Zur Wählbarkeit
6.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deut-

schen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundge-
setzes, die

 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

 - seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 
BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

 - gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

 - infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähig-
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbür-
gern

 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union (Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, 
Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kro-
atien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlan-
de, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 
Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, 
Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und 
Nordirland sowie Republik Zypern), die

 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

 - seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 
Absatz 3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

 - gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

 - infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutsch-
land die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter nicht besitzt oder

 - infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallent-
scheidung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit 
nicht besitzt.

6.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und 
für jeden Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde 
nach dem Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Num-
mer 2 BbgKWahlV einzureichen, dass die vorgeschlage-
ne Bewerberin oder der vorgeschlagene Bewerber wähl-
bar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich 
ihre Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen 
mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine 
Versicherung an Eides statt nach dem Muster der An-
lage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über 
ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass 
sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wähl-
barkeit ausgeschlossen sind.

7. Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber ge-
mäß § 33 BbgKWahlG

7.1 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder 
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen 
in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusam-
mentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in 
geheimer Abstimmung bestimmt worden sein (Mitglie-

derversammlung). Dies kann auch durch Delegierte ge-
schehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte 
in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden 
sind (Delegiertenversammlung). 

7.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlge-
biet keine Organisation hat, können die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge auch durch die im 
gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
oder durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkrei-
ses Dahme-Spreewald wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
bestimmt werden.

7.3 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergrup-
pe sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wähler-
gruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wäh-
lergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer 
Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts 
im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhän-
gerinnen und Anhänger (Anhängerinnen- und Anhän-
gerversammlung) der Wählergruppe in geheimer Ab-
stimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch 
Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder An-
hängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind 
(Delegiertenversammlung). Die Ausführungen zu Num-
mer 7.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wäh-
lergruppen entsprechend.

7.4 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenverei-
nigung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemein-
samen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung in ge-
heimer Abstimmung bestimmt worden sein; im Übrigen 
gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinnge-
mäß.

7.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerin-
nen und Anhänger oder Delegierten von dem zuständigen 
Vorstand der Partei oder politischen Vereinigung oder der 
oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe mit 
einer mindestens dreitägigen Frist entweder einzeln 
oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimm-
berechtigte Teilnehmer der Versammlung ist für die ge-
heime Wahl der Bewerberinnen und Bewerber sowie 
der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und Bewerbern 
ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, 
Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Ab-
stimmung beteiligen.

7.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder 
Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift nach 
dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 
4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag bei-
zufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, 
die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der 
geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin 
oder der Leiter der Versammlung und zwei von der 
Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzli-
chen Mindestanforderungen an eine demokratische Auf-
stellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 
Absatz 5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8. Unterstützungsunterschriften
8.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungs-

unterschriften
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8.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereini-
gungen, die am 9. September 2013 aufgrund eines zu-
rechenbaren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bundes-
tag oder im 5. Landtag Brandenburg durch mindestens 
eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder 
durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten 
Abgeordneten oder im Kreistag des Landkreises Dahme-
Spreewald durch mindestens eine Kreistagsabgeordne-
te oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung Drahnsdorf durch min-
destens eine Gemeindevertreterin oder durch mindes-
tens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl unun-
terbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Sep-
tember 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Kreistag des Landkreises Dahme-Spreewald 
durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch 
mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der 
Gemeindevertretung Drahnsdorf durch mindestens eine 
Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen Ge-
meindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit.

8.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
ferner nicht für Listenvereinigungen, wenn mindestens 
eine der an ihr beteiligten Gruppierungen wenigstens 
eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 genannten Voraus-
setzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis er-
füllt.

8.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund 
eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkrei-
ses Dahme-Spreewald oder in der Gemeindevertretung 
Drahnsdorf vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der 
ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemeinde-
vertretung Drahnsdorf, so ist auch die Partei, politische 
Vereinigung oder Wählergruppe, für die sie oder er bei 
der Wahl zur Gemeindevertretung Drahnsdorf antritt, von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften be-
freit, wenn sie oder er aufgrund eines Wahlvorschlages 
dieser Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder zum ehrenamt-
lichen Bürgermeister der Gemeinde Drahnsdorf gewählt 
worden ist. 

8.2 Wichtige Hinweise
8.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-

einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 8.1 von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit 
ist, sind

 - im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags 
mindestens 3 Unterstützungs-unterschriften von im 
Wahlgebiet wahlberechtigten Personen, beizufügen.

8.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift 
der wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum 

 Mittwoch, den 19. März 2014, 16:00 Uhr, 
 bei der
 Wahlbehörde, Amt Unterspreewald,
 Einwohnermeldeamt: Hauptstraße 41, 15938 Golßen 

oder
 Einwohnermeldeamt: Hauptstraße 49, 15910 Schön-

wald
 zu leisten.
 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer eh-

renamtlichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamt-
lichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin oder 
einem Notar oder einer anderen zur Beglaubigung 

von Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet wer-
den. Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebe-
nen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind 
der Wahlbehörde (Amt Unterspreewald, Hauptstand-
ort: Hauptstraße 41, 15938 Golßen-Einwohnermeldeamt 
oder Nebenstelle: Hauptstraße 49, 15910 Schönwald-
Einwohnermeldeamt) spätestens bis zum 

 Mittwoch, den 19. März 2014, 16:00 Uhr, 
 vorzulegen.
 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind 

auf den von mir aufgelegten oder ausgegebenen amt-
lichen Formblättern für Unterschriftenlisten nach dem 
Muster der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgK-
WahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu erbrin-
gen:

8.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des 
Wahlvorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, 
Amt Unterspreewald, Hauptstandort: Hauptstraße 41, 
15938 Golßen oder Nebenstandort: Hauptstraße 49, 
15910 Schönwald in den Einwohnerämtern aufgelegt.

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie 
Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben. Da-
neben ist beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen 
Vereinigung, Wählergruppe oder Listenvereinigung 
deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wendet, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche 
Erklärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen und Be-
werber sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgKWahlG 
bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung der Nie-
derschrift über die Bestimmung der Bewerberinnen und 
Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahl-
vorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch die 
Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnungen 
der an ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvor-
schlag“ anzugeben.

 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich 
unter den vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche 
Formblätter für die Unterzeichnung des Wahlvorschlags 
bei einer ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder einem eh-
renamtlichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin 
oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglaubi-
gung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, 
Wählergruppen oder Listen-vereinigungen dürfen erst 
nach der Bestimmung der Bewerberinnen und Bewerber 
sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunter-
schriften sind ungültig.

8.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahl-
vorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Ge-
meinde Drahnsdorf unterzeichnen. Hat eine Person für 
diese Wahl mehr als einen Wahlvorschlag unterzeichnet, 
so sind sämtliche von ihr für diese Wahl geleisteten Un-
terstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6 Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dürfen nur von den 
in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigten Perso-
nen unterzeichnet werden. 

8.2.7 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahl-
vorschlags durch die Bewerberinnen und Bewerber 
selbst ist unzulässig.

8.2.8 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, 
Tag der Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Per-
son sowie das Datum der Unterschriftsleistung anzuge-
ben. Die unterzeichnende Person hat sich vor der Unter-
schriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.
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8.2.9 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperli-
chen Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftsleis-
tung bedarf, kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsper-
son) bestimmen, die die Unterschriftsleistung vornimmt. 
Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behinde-
rung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch 
Erklärung vor einer oder einem Beauftragten der Wahl-
behörde ersetzen. Der Antrag kann bis Montag, den  
17. März 2014, 16:00 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehör-
de gestellt werden.

8.2.10 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner, die die Unterstützungs-
unterschrift auf der von mir aufgelegten oder ausgege-
benen Unterschriftenliste leisten, zu vermerken, dass sie 
im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung 
wahlberechtigt sind. 

9. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014, 

12:00 Uhr, können Mängel, die sich auf die Zahl und 
Reihenfolge der Bewerberinnen und Bewerber beziehen, 
nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungsunter-
schriften nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche 
gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangel-
haft bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht 
feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der Wahl-
vorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung 
über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 
BbgKWahlG) beseitigt werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt am 24.03.2014, 19:00 Uhr 

im Sitzungsraum Hauptstraße 49, 15910 Schönwald in 
öffentlicher Sitzung über die Zulassung der Wahlvor-
schläge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG sowie  
§§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder 
des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde 
Drahnsdorf

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 
und 5.4, 6, 7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung 
der Gemeinde Drahnsdorf gelten für die Wahl der eh-
renamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters der Gemeinde Drahnsdorf mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß: 

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten.

 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 
Wahlvorschlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürger-
meisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters be-
nannt sein.

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
nicht für die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

 5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listen-vereinigung 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nach § 70 
Absatz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind mindestens 16 Un-

terstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gel-
ten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 
8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

C. Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers 
des Ortsteils Drahnsdorf

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 
und 5.4, 6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Ge-
meindevertretung der Gemeinde Drahnsdorf gelten für 
die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers 
des Ortsteils Drahnsdorf mit folgenden Maßgaben sinn-
gemäß: 

1. Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Drahnsdorf mit dem Ge-
meindeteil Krossen, das Gebiet dieses Ortsteils. 

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Drahnsdorf ihren ständigen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten. Jede Bewerberin und jeder Bewer-
ber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl der 
Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers benannt sein.

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

4. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 4 BbgKWahlV abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Drahnsdorf wahlberechtigten Mit-
glieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wähler-
gruppe oder deren Delegierte können auch die Bewerbe-
rin oder den Bewerber für die Wahl der Ortsvorsteherin 
oder des Ortsvorstehers des Ortsteils Drahnsdorf be-
stimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Drahnsdorf 
wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen Verei-
nigung oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer 
Mitgliederversammlung ausreicht.

 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemein-
de Drahnsdorf wahlberechtigten Mitglieder nicht für die 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 7.2 
entsprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

7. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
nicht für die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

8. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listen-vereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit ist, sind mindestens 6 Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 
8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

D. Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers 
des Ortsteils Falkenhain

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 
und 5.4, 6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Ge-
meindevertretung der Gemeinde Drahnsdorf gelten für 
die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers 
des Ortsteils Falkenhain mit folgenden Maßgaben sinn-
gemäß: 

1. Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Falkenhain mit dem Ge-
meindeteil Schäcksdorf ist das Gebiet dieses Ortsteils. 

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
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wählbar sind und im Ortsteil Falkenhain ihren ständigen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten. Jede Bewerberin und jeder Bewer-
ber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl der 
Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers benannt sein. 

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

4. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 4 BbgKWahlV abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Drahnsdorf wahlberechtigten Mit-
glieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wähler-
gruppe oder deren Delegierte können auch die Bewerbe-
rin oder den Bewerber für die Wahl der Ortsvorsteherin 
oder des Ortsvorstehers des Ortsteils Falkenhain be-
stimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Falkenhain 
wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen Verei-
nigung oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer 
Mitgliederversammlung ausreicht. 

 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemein-
de Drahnsdorf wahlberechtigten Mitglieder nicht für die 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 7.2 
entsprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

7. Dem Wahlvorschlag sind keine Unterstützungsunter-
schriften beizufügen.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderli-

chen Vordrucke werden von mir beschafft und können 
bei mir angefordert werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Unterspreewald
gez. Annegret Leißner
________________________________________________________

Hiermit werden gemäß § 39 (3) BbgKVerf nachfolgende Be-
schlüsse, welche in der Sitzung der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Drahnsdorf vom 13.01.2014 gefasst wurden, in orts-
üblicher Weise in ihrem wesentlichen Inhalt öffentlich bekannt 
gemacht.

- öffentlicher Teil - 
Beschlussnummer: 1-2014
Tenor: Stellungnahme im förmlichen Beteiligungs-

verfahren nach  § 10 Abs. 1 Raumord-
nungsgesetz i.V.m. § 2 Abs. 3 Gesetz zur 
Regionalplanung und zur Braunkohlen- und 
Sanierungsplanung zum 2. Entwurf des Re-
gionalplans Havelland-Fläming 2020 vom 
24.10.2013 - Tischvorlage 

Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder: 6
 Davon anwesend: 6
 Ja: 0
 Nein: 6
 Enthaltung: 0
 Befangen: 0

Beschlussnummer:  2-2014
Tenor: Stellungnahme zum Planfeststellungsver-

fahren gemäß § 18 AEG für das Bauvor-
haben „Ausbaustrecke Berlin-Dresden, PA 

4.2 Golßen (e)- Bf Luckau-Uckro (a) in Bahn 
- km 60,5 bis 75,00 der Eisenbahnstrecke 
6135 Berlin - Elsterwerda“ unter anderem 
in der Gemeinde Drahnsdorf, Amt Unter-
spreewald 

Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder: 6
 Davon anwesend: 6
 Ja: 6
 Nein: 0
 Enthaltung: 0
 Befangen: 0

Beschlussnummer: 3-2014
Tenor: Zustimmung zur Nutzung gemeindeeigener 

Grundstücke im Rahmen des Bauvorha-
bens „Ausbaustrecke Berlin-Dresden, PA 
4.2 Golßen (e)- Bf Luckau-Uckro (a) in Bahn 
- km 60,5 bis 75,00 der Eisenbahnstrecke 
6135 Berlin - Elsterwerda“ für erforderliche 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der 
Gemeinde Drahnsdorf in Abänderung des 
Wortlautes der Beschlussvorlage

Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder: 6
 Davon anwesend: 6
 Ja: 6
 Nein: 0
 Enthaltung: 0
 Befangen: 0

Gemeinde Kasel-Golzig

Wahlen
- der Gemeindevertretung der Gemeinde Kasel-Golzig,
- der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Kasel-Gol-
zig,

- der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des 
Ortsteils Jetsch,

- der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des 
Ortsteils Schiebsdorf,

am 25. Mai 2014
 Bekanntmachung der Wahlleiterin
 vom 21.01.2014
Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kom-
munalwahlgesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der 
Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) 
mache ich Folgendes bekannt:
I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie 

die Wahlzeit
 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die 

Wahlzeit der landesweiten Kommunalwahlen 2014 vom 
4. September 2013 finden die Wahlen (Hauptwahlen)

 -  der Gemeindevertretung der Gemeinde Kasel-Gol-
zig mit dem Gemeindeteil Zauche und den Ortsteilen 
Jetsch und Schiebsdorf, 

 -  der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Kasel-Gol-
zig mit dem Gemeindeteil Zauche und den Ortsteilen 
Jetsch und Schiebsdorf, 

 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Jetsch und

 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Schiebsdorf

 am Sonntag, den 25. Mai 2014 in der Zeit von 8:00 bis 
18:00 Uhr 
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 sowie
 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
 -  der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Kasel-Golzig
 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-

teils Jetsch und
 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-

teils Schiebsdorf
 am Sonntag, den 15. Juni 2014 in der Zeit von 8:00 bis 

18:00 Uhr statt.
II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
 Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die 

vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsver-
ordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 
2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die Wahlvorschläge für diese 
Wahlen möglichst frühzeitig einzureichen. Ergänzend 
hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Kasel-
Golzig

1.  Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen 
und Gemeindevertreter 

 Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter zu wählen.

2.  Wahlkreise
 Die Gemeindevertretung Kasel-Golzig hat durch Be-

schluss das Wahlgebiet in einen Wahlkreis eingeteilt.
3.  Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Ver-

einigungen und Wählergruppen sowie Einzelbewer-
berinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und 
Wählergruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag 
als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich jedoch 
bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; 
die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen 
eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig einge-
reicht werden. Sie müssen spätestens bis zum

 Donnerstag, den 20. März 2014, 12:00 Uhr, 
 bei der
 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Unter-

spreewald 
 Amt Unterspreewald, Hauptstraße 49, 15910 Schönwald
 schriftlich eingereicht werden.
4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammen-

zuschließen, ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des 
Amtes Unterspreewald durch die für das Wahlgebiet 
zuständigen Organe aller am Zusammenschluss Betei-
ligten spätestens bis zum Donnerstag, den 20. März 
2014, 12:00 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung 
der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierun-
gen muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen 
von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet 
zuständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzen 
den oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, 
bei Wählergruppen von der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5. Inhalt der Wahlvorschläge
5.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 

5a zu § 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht wer-
den. Sie müssen enthalten

 a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder 
die Tätigkeit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die 
Staatsangehörigkeit und die Anschrift einer jeden Bewer-
berin und eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihen-
folge,

 b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen 
Vereinigung den vollständigen Namen der einreichenden 
Partei oder politischen Vereinigung und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; der im Wahl-

vorschlag angegebene Name der Partei oder politischen 
Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

 c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Na-
men der einreichenden Wählergruppe und, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; aus dem 
Namen muss hervorgehen, dass es sich um eine Wäh-
lergruppe handelt; der Name und die etwaige Kurzbe-
zeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder 
politischen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung 
enthalten,

 d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den 
Namen der Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch diese; zusätzlich sind die 
Namen und, sofern vorhanden, auch die Kurzbezeich-
nungen der an ihr beteiligten Parteien, politischen Verei-
nigungen und Wählergruppen anzugeben,

 e) den Namen des Wahlgebietes.
 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 

Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e 
bezeichneten Angaben enthalten.

5.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin 
oder einen Bewerber enthalten.

 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchs-
tens insgesamt 15 Bewerberinnen und Bewerber enthal-
ten.

5.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und 
Telekommunikationsanschluss der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
Als Vertrauensperson kann auch eine Bewerberin oder 
ein Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und 
die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, be-
rechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag 
abzugeben und entgegenzunehmen.

5.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Ver-
einigung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für 
das Wahlgebiet zuständigen Vorstandes, darunter der 
oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertre-
tungsberechtigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. 
Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss von 
jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung 
und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-
zelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

5.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 

Wahlvorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der 
Gemeinde Kasel-Golzig benannt sein. Die Bewerberin 
oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei 
darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit ei-
nem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin 
oder Bewerber

6.1 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem 
Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, 
Wählergruppe oder Listenvereinigung ist an folgende 
Voraussetzungen geknüpft:

 a) Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 
BbgKWahlG wählbar sein.

 b) Die Bewerberin oder der Bewerber muss durch eine 
Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden 
sein (siehe Nummer 7).

 c) Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benen-
nung auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. 
Die Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu 
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§ 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird 
der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat die 
Bewerberin oder der Bewerber in der Zustimmungserklä-
rung zudem ihre oder seine Parteimitgliedschaften anzu-
geben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos ist.

 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen 
gelten ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbe-
werber.

6.2 Zur Wählbarkeit
6.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deut-

schen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundge-
setzes, die

 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

 - seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 
BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

 - gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

 - infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähig-
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbür-
gern

 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union (Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, 
Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kro-
atien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlan-
de, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 
Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, 
Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und 
Nordirland sowie Republik Zypern), die

 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

 - seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 
Absatz 3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

 - gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

 - infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutsch-
land die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter nicht besitzt oder

 - infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallent-
scheidung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit 
nicht besitzt.

6.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und 
für jeden Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde 
nach dem Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Num-
mer 2 BbgKWahlV einzureichen, dass die vorgeschlage-
ne Bewerberin oder der vorgeschlagene Bewerber wähl-
bar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich 
ihre Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen 
mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine 
Versicherung an Eides statt nach dem Muster der An-
lage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über 
ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass 
sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wähl-
barkeit ausgeschlossen sind.

7. Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber ge-
mäß § 33 BbgKWahlG

7.1 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder 
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen 
in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusam-
mentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in 
geheimer Abstimmung bestimmt worden sein (Mitglie-
derversammlung). Dies kann auch durch Delegierte ge-

schehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte 
in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden 
sind (Delegiertenversammlung). 

7.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlge-
biet keine Organisation hat, können die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge auch durch die im 
gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
oder durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkrei-
ses Dahme-Spreewald wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
bestimmt werden.

7.3 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergrup-
pe sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wähler-
gruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wäh-
lergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer 
Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts 
im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhän-
gerinnen und Anhänger (Anhängerinnen- und Anhän-
gerversammlung) der Wählergruppe in geheimer Ab-
stimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch 
Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder An-
hängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind 
(Delegiertenversammlung). Die Ausführungen zu Num-
mer 7.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wäh-
lergruppen entsprechend.

7.4 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenverei-
nigung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemein-
samen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung in ge-
heimer Abstimmung bestimmt worden sein; im Übrigen 
gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinnge-
mäß.

7.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerin-
nen und Anhänger oder Delegierten von dem zuständigen 
Vorstand der Partei oder politischen Vereinigung oder der 
oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe mit 
einer mindestens dreitägigen Frist entweder einzeln 
oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimm-
berechtigte Teilnehmer der Versammlung ist für die ge-
heime Wahl der Bewerberinnen und Bewerber sowie 
der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und Bewerbern 
ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, 
Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Ab-
stimmung beteiligen.

7.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder 
Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift nach 
dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 
4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag bei-
zufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, 
die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der 
geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin 
oder der Leiter der Versammlung und zwei von der 
Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzli-
chen Mindestanforderungen an eine demokratische Auf-
stellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 
Absatz 5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8. Unterstützungsunterschriften
8.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungs-

unterschriften
8.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereini-

gungen, die am 9. September 2013 aufgrund eines zu-
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rechenbaren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bundes-
tag oder im 5. Landtag Brandenburg durch mindestens 
eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder 
durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten 
Abgeordneten oder im Kreistag des Landkreises Dahme-
Spreewald durch mindestens eine Kreistagsabgeordne-
te oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung Kasel-Golzig durch min-
destens eine Gemeindevertreterin oder durch mindes-
tens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl unun-
terbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Sep-
tember 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Kreistag des Landkreises Dahme-Spreewald 
durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch 
mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der 
Gemeindevertretung Kasel-Golzig durch mindestens 
eine Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen 
Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit.

8.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
ferner nicht für Listenvereinigungen, wenn mindestens 
eine der an ihr beteiligten Gruppierungen wenigstens 
eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 genannten Voraus-
setzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis er-
füllt.

8.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund 
eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkreises 
Dahme-Spreewald oder in der Gemeindevertretung Ka-
sel-Golzig vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der 
ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemeinde-
vertretung Kasel-Golzig, so ist auch die Partei, politische 
Vereinigung oder Wählergruppe, für die sie oder er bei 
der Wahl zur Gemeindevertretung Kasel-Golzig antritt, 
von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
befreit, wenn sie oder er aufgrund eines Wahlvorschla-
ges dieser Partei, politischen Vereinigung oder Wähler-
gruppe zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder zum eh-
renamtlichen Bürgermeister der Gemeinde Kasel-Golzig 
gewählt worden ist. 

8.2 Wichtige Hinweise
8.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-

einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 8.1 von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit 
ist, sind

 - im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags 
mindestens 5 Unterstützungsunterschriften von im 
Wahlgebiet wahlberechtigten Personen, beizufügen.

8.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift 
der wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum 

 Mittwoch, den 19. März 2014, 16:00 Uhr, 
 bei der
 Wahlbehörde, Amt Unterspreewald,
 Einwohnermeldeamt: Hauptstraße 41, 15938 Golßen 

oder
 Einwohnermeldeamt: Hauptstraße 49, 15910 Schön-

wald
 zu leisten.
 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer eh-

renamtlichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamt-
lichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin oder 
einem Notar oder einer anderen zur Beglaubigung von 
Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet werden. 
Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen 

Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde (Amt Unterspreewald, Hauptstandort: 
Hauptstraße 41, 15938 Golßen- Einwohnermeldeamt 
oder Nebenstelle: Hauptstraße 49, 15910 Schönwald-
Einwohnermeldeamt) spätestens bis zum 

 Mittwoch, den 19. März 2014, 16:00 Uhr, 
 vorzulegen.
 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind 

auf den von mir aufgelegten oder ausgegebenen amt-
lichen Formblättern für Unterschriftenlisten nach dem 
Muster der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgK-
WahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu erbrin-
gen:

8.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des 
Wahlvorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, 
Amt Unterspreewald, Hauptstandort: Hauptstraße 41, 
15938 Golßen oder Nebenstandort: Hauptstraße 49, 
15910 Schönwald in den Einwohnerämtern aufgelegt.

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie 
Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben. Da-
neben ist beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen 
Vereinigung, Wählergruppe oder Listenvereinigung 
deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wendet, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schrift-
liche Erklärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 Bbg-
KWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung 
der Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin-
nen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind fer-
ner auch die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbe-
zeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzu-
geben.

 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvor-
schlag“ anzugeben.

 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich 
unter den vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche 
Formblätter für die Unterzeichnung des Wahlvorschlags 
bei einer ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder einem eh-
renamtlichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin 
oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglaubi-
gung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, 
Wählergruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst 
nach der Bestimmung der Bewerberinnen und Bewerber 
sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunter-
schriften sind ungültig.

8.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahl-
vorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Ge-
meinde Kasel-Golzig unterzeichnen. Hat eine Person für 
diese Wahl mehr als einen Wahlvorschlag unterzeichnet, 
so sind sämtliche von ihr für diese Wahl geleisteten Un-
terstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6 Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dürfen nur von den 
in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigten Perso-
nen unterzeichnet werden. 

8.2.7 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahl-
vorschlags durch die Bewerberinnen und Bewerber 
selbst ist unzulässig.

8.2.8 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, 
Tag der Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Per-
son sowie das Datum der Unterschriftsleistung anzuge-
ben. Die unterzeichnende Person hat sich vor der Unter-
schriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.
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8.2.9 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperli-
chen Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftsleis-
tung bedarf, kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsper-
son) bestimmen, die die Unterschriftsleistung vornimmt. 
Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behinde-
rung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch 
Erklärung vor einer oder einem Beauftragten der Wahl-
behörde ersetzen. Der Antrag kann bis Montag, den  
17. März 2014, 16:00 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehör-
de gestellt werden.

8.2.10 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner, die die Unterstützungs-
unterschrift auf der von mir aufgelegten oder ausgege-
benen Unterschriftenliste leisten, zu vermerken, dass sie 
im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung 
wahlberechtigt sind. 

9. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014, 

12:00 Uhr, können Mängel, die sich auf die Zahl und 
Reihenfolge der Bewerberinnen und Bewerber beziehen, 
nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungsunter-
schriften nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche 
gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangel-
haft bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht 
feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der Wahl-
vorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung 
über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 
BbgKWahlG) beseitigt werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt am 24.03.2014, 19:00 Uhr 

im Sitzungsraum Hauptstraße 49, 15910 Schönwald in 
öffentlicher Sitzung über die Zulassung der Wahlvor-
schläge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG sowie  
§§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Kasel-
Golzig

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 
und 5.4, 6, 7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung 
der Gemeinde Kasel-Golzig gelten für die Wahl der eh-
renamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters der Gemeinde Kasel-Golzig mit folgen-
den Maßgaben sinngemäß: 

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten.

 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 
Wahlvorschlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürger-
meisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters be-
nannt sein.

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
nicht für die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nach § 70 
Absatz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind mindestens 20 Un-

terstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gel-
ten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 
8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

C. Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers 
des Ortsteils Jetsch

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 
und 5.4, 6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Ge-
meindevertretung der Gemeinde Kasel-Golzig gelten für 
die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers 
des Ortsteils Jetsch mit folgenden Maßgaben sinnge-
mäß: 

1. Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Jetsch ist das Gebiet dieses 
Ortsteils. 

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Jetsch ihren ständigen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

 
3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 

5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten. Jede Bewerberin und jeder Bewer-
ber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl der 
Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers benannt sein. 

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

4. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 4 BbgKWahlV abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Kasel-Golzig wahlberechtigten Mit-
glieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wähler-
gruppe oder deren Delegierte können auch die Bewerbe-
rin oder den Bewerber für die Wahl der Ortsvorsteherin 
oder des Ortsvorstehers des Ortsteils Jetsch bestimmen, 
sofern die Anzahl der im Ortsteil Jetsch wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder 
Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitglieder-
versammlung ausreicht. 

 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemein-
de Kasel-Golzig wahlberechtigten Mitglieder nicht für die 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 7.2 
entsprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

7. Dem Wahlvorschlag sind keine Unterstützungsunter-
schriften beizufügen.

D. Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers 
des Ortsteils Schiebsdorf

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 
und 5.4, 6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Ge-
meindevertretung der Gemeinde Kasel-Golzig gelten für 
die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers 
des Ortsteils Schiebsdorf mit folgenden Maßgaben sinn-
gemäß: 

1. Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Schiebsdorf ist das Gebiet 
dieses Ortsteils. 

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Schiebsdorf ihren ständigen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 
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 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten. Jede Bewerberin und jeder Bewerber 
darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl der Ortsvor-
steherin oder des Ortsvorstehers benannt sein. 

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei 
sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl 
antritt.

4. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 
4 BbgKWahlV abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Kasel-Golzig wahlberechtigten Mit-
glieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wähler-
gruppe oder deren Delegierte können auch die Bewerberin 
oder den Bewerber für die Wahl der Ortsvorsteherin oder 
des Ortsvorstehers des Ortsteils Schiebsdorf bestimmen, 
sofern die Anzahl der im Ortsteil Schiebsdorf wahlberech-
tigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder 
Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederver-
sammlung ausreicht. 

 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemein-
de Kasel-Golzig wahlberechtigten Mitglieder nicht für die 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gel-
ten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 7.2 ent-
sprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

7. Dem Wahlvorschlag sind keine Unterstützungsunter-
schriften beizufügen.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderli-

chen Vordrucke werden von mir beschafft und können bei 
mir angefordert werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Unterspreewald
gez. Annegret Leißner
_________________________________________________________

Hiermit werden gemäß § 39 (3) BbgKVerf nachfolgende Beschlüs-
se, welche in der Sitzung der Gemeindevertretung der Gemein-
de Kasel-Golzig vom 22.01.2014 gefasst wurden, in ortsüblicher 
Weise in ihrem wesentlichen Inhalt öffentlich bekannt gemacht:

- öffentlicher Teil - 
Beschlussnummer:  1-2014
Tenor: Übertragung der kommunalen Selbstverwal-

tungsaufgabe des Baumschutzes auf das 
Amt Unterspreewald 

Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder: 9
 Davon anwesend: 9
 Ja: 9
 Nein: 0
 Enthaltung: 0
 Befangen: 0

Beschlussnummer: 2-2014 
Tenor: Zustimmung zur Nutzung gemeindeeigener 

Grundstücke im Rahmen des Bauvorhabens 
„Ausbaustrecke Berlin-Dresden, PA 4.2 Gol-
ßen (e)-Bf Luckau-Uckro (a) in Bahn - km 
60,5 bis 75,00 der Eisenbahnstrecke 6135 
Berlin - Elsterwerda“ für erforderliche Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen in der Ge-
meinde Kasel-Golzig

Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder: 9
 Davon anwesend: 9
 Ja: 9
 Nein: 0
 Enthaltung: 0
 Befangen: 0

Gemeinde Krausnick-Groß Wasserburg

Wahlen
- der Gemeindevertretung der Gemeinde Krausnick-

Groß Wasserburg,
- der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Krausnick-
Groß Wasserburg,

- der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des 
Ortsteils Krausnick,

- der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des 
Ortsteils Groß Wasserburg,

am 25. Mai 2014
 Bekanntmachung der Wahlleiterin
 vom 21.01.2014
Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kom-
munalwahlgesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der 
Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) 
mache ich Folgendes bekannt:
I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie 

die Wahlzeit
 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die 

Wahlzeit der landesweiten Kommunalwahlen 2014 vom 
4. September 2013 finden die Wahlen (Hauptwahlen)

 -  der Gemeindevertretung der Gemeinde Krausnick-Groß 
Wasserburg 

 -  der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Krausnick-
Groß Wasserburg,

 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Krausnick und

 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Groß Wasserburg

 am Sonntag, den 25. Mai 2014 in der Zeit von 8:00 bis 
18:00 Uhr 

 sowie
 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
- der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamt-

lichen Bürgermeisters der Gemeinde Krausnick-Groß 
Wasserburg

 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Krausnick und

 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Groß Wasserburg

 am Sonntag, den 15. Juni 2014 in der Zeit von 8:00 bis 
18:00 Uhr statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
 Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die 

vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsver-
ordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 
2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die Wahlvorschläge für diese 
Wahlen möglichst frühzeitig einzureichen. Ergänzend 
hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Kraus-
nick-Groß Wasserburg

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen 
und Gemeindevertreter 

 Es sind insgesamt 8 Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter zu wählen.

2. Wahlkreise
 Die Gemeindevertretung Krausnick-Groß Wasserburg 

hat durch Beschluss das Wahlgebiet in einen Wahlkreis 
eingeteilt.

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Ver-

einigungen und Wählergruppen sowie Einzelbewer-
berinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und 
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Wählergruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag 
als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich jedoch 
bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; 
die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen 
eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig einge-
reicht werden. Sie müssen spätestens bis zum

 Donnerstag, den 20. März 2014, 12:00 Uhr, 
 bei der
 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Unter-

spreewald 
 Amt Unterspreewald, Hauptstraße 49, 15910 Schönwald
 schriftlich eingereicht werden.
4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammen-

zuschließen, ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des 
Amtes Unterspreewald durch die für das Wahlgebiet 
zuständigen Organe aller am Zusammenschluss Betei-
ligten spätestens bis zum Donnerstag, den 20. März 
2014, 12:00 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung 
der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierun-
gen muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen 
von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet 
zuständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzen-
den oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, 
bei Wählergruppen von der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5. Inhalt der Wahlvorschläge
5.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 

5a zu § 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht wer-
den. Sie müssen enthalten

 a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder 
die Tätigkeit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die 
Staatsangehörigkeit und die Anschrift einer jeden Bewer-
berin und eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihen-
folge,

 b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen 
Vereinigung den vollständigen Namen der einreichenden 
Partei oder politischen Vereinigung und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; der im Wahl-
vorschlag angegebene Name der Partei oder politischen 
Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

 c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Na-
men der einreichenden Wählergruppe und, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; aus dem 
Namen muss hervorgehen, dass es sich um eine Wäh-
lergruppe handelt; der Name und die etwaige Kurzbe-
zeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder 
politischen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung 
enthalten,

 d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Na-
men der Listenvereinigung und,

  sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; 
zusätzlich sind die Namen und, 

  sofern vorhanden, auch die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Parteien, politischen

  Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,
 e) den Namen des Wahlgebietes.
 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 

Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e 
bezeichneten Angaben enthalten.

5.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin 
oder einen Bewerber enthalten.

 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchs-
tens insgesamt 12 Bewerberinnen und Bewerber enthal-
ten.

5.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und 
Telekommunikationsanschluss der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
Als Vertrauensperson kann auch eine Bewerberin oder 

ein Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und 
die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, be-
rechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag 
abzugeben und entgegenzunehmen.

5.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Ver-
einigung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für 
das Wahlgebiet zuständigen Vorstandes, darunter der 
oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertre-
tungsberechtigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. 
Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss von 
jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung 
und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-
zelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

5.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 

Wahlvorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der 
Gemeinde Krausnick-Groß Wasserburg benannt sein. Die 
Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag 
einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, 
die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl an-
tritt.

6. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin 
oder Bewerber

6.1 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem 
Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, 
Wählergruppe oder Listenvereinigung ist an folgende 
Voraussetzungen geknüpft:

 a) Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 
BbgKWahlG wählbar sein.

 b) Die Bewerberin oder der Bewerber muss durch eine 
Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden 
sein (siehe Nummer 7).

 c) Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benen-
nung auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. 
Die Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu 
§ 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird 
der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat die 
Bewerberin oder der Bewerber in der Zustimmungserklä-
rung zudem ihre oder seine Parteimitgliedschaften anzu-
geben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos ist.

 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen 
gelten ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbe-
werber.

6.2 Zur Wählbarkeit
6.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deut-

schen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundge-
setzes, die

 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

 - seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 
BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

 - gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

 - infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähig-
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbür-
gern

 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union (Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, 
Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kro-
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atien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlan-
de, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 
Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, 
Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und 
Nordirland sowie Republik Zypern), die

 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

 - seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 
Absatz 3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

 - gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

 - infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutsch-
land die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter nicht besitzt oder

 - infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallent-
scheidung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit 
nicht besitzt.

6.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und 
für jeden Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde 
nach dem Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Num-
mer 2 BbgKWahlV einzureichen, dass die vorgeschlage-
ne Bewerberin oder der vorgeschlagene Bewerber wähl-
bar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich 
ihre Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen 
mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine 
Versicherung an Eides statt nach dem Muster der An-
lage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über 
ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass 
sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wähl-
barkeit ausgeschlossen sind.

7. Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber ge-
mäß § 33 BbgKWahlG

7.1 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder 
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen 
in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusam-
mentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in 
geheimer Abstimmung bestimmt worden sein (Mitglie-
derversammlung). Dies kann auch durch Delegierte ge-
schehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte 
in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden 
sind (Delegiertenversammlung). 

7.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlge-
biet keine Organisation hat, können die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge auch durch die im 
gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
oder durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkrei-
ses Dahme-Spreewald wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
bestimmt werden.

7.3 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergrup-
pe sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wähler-
gruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wäh-
lergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer 
Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts 
im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhän-
gerinnen und Anhänger (Anhängerinnen- und Anhän-
gerversammlung) der Wählergruppe in geheimer Ab-
stimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch 
Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder An-
hängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind 
(Delegiertenversammlung). Die Ausführungen zu Num-
mer 7.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wäh-
lergruppen entsprechend.

7.4 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenverei-
nigung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemein-
samen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung in ge-
heimer Abstimmung bestimmt worden sein; im Übrigen 
gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinnge-
mäß.

7.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerin-
nen und Anhänger oder Delegierten von dem zuständigen 
Vorstand der Partei oder politischen Vereinigung oder der 
oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe mit 
einer mindestens dreitägigen Frist entweder einzeln 
oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimm-
berechtigte Teilnehmer der Versammlung ist für die ge-
heime Wahl der Bewerberinnen und Bewerber sowie 
der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und Bewerbern 
ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, 
Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Ab-
stimmung beteiligen.

7.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder 
Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift nach 
dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 
4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag bei-
zufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, 
die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der 
geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin 
oder der Leiter der Versammlung und zwei von der 
Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzli-
chen Mindestanforderungen an eine demokratische Auf-
stellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 
Absatz 5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8. Unterstützungsunterschriften
8.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungs-

unterschriften
8.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereini-

gungen, die am 9. September 2013 aufgrund eines zu-
rechenbaren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bundes-
tag oder im 5. Landtag Brandenburg durch mindestens 
eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder 
durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten 
Abgeordneten oder im Kreistag des Landkreises Dahme-
Spreewald durch mindestens eine Kreistagsabgeordne-
te oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung Krausnick-Groß Wasser-
burg durch mindestens eine Gemeindevertreterin oder 
durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der letz-
ten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Sep-
tember 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Kreistag des Landkreises Dahme-Spreewald 
durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch 
mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der 
Gemeindevertretung Krausnick-Groß Wasserburg durch 
mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch min-
destens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl 
ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit.

8.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
ferner nicht für Listenvereinigungen, wenn mindestens 
eine der an ihr beteiligten Gruppierungen wenigstens 
eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 genannten Voraus-
setzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis er-
füllt.
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8.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund 
eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkrei-
ses Dahme-Spreewald oder in der Gemeindevertretung 
Krausnick-Groß Wasserburg vertreten sind, sind von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der 
ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemeindever-
tretung Krausnick-Groß Wasserburg, so ist auch die Par-
tei, politische Vereinigung oder Wählergruppe, für die sie 
oder er bei der Wahl zur Gemeindevertretung Krausnick-
Groß Wasserburg antritt, von dem Erfordernis von Un-
terstützungsunterschriften befreit, wenn sie oder er auf-
grund eines Wahlvorschlages dieser Partei, politischen 
Vereinigung oder Wählergruppe zur ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder zum ehrenamtlichen Bürgermeister der 
Gemeinde Krausnick-Groß Wasserburg gewählt worden 
ist. 

8.2 Wichtige Hinweise
8.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-

einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 8.1 von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit 
ist, sind

 - im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags 
mindestens 3 Unterstützungs-unterschriften von im 
Wahlgebiet wahlberechtigten Personen, beizufügen.

8.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift 
der wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum 

 Mittwoch, den 19. März 2014, 16:00 Uhr, 
 bei der
 Wahlbehörde, Amt Unterspreewald,
 Einwohnermeldeamt: Hauptstraße 41, 15938 Golßen 

oder
 Einwohnermeldeamt: Hauptstraße 49, 15910 Schön-

wald
 zu leisten.
 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer eh-

renamtlichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamt-
lichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin oder 
einem Notar oder einer anderen zur Beglaubigung von 
Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet werden. 
Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen 
Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde (Amt Unterspreewald, Hauptstandort: 
Hauptstraße 41, 15938 Golßen- Einwohnermeldeamt 
oder Nebenstelle: Hauptstraße 49, 15910 Schönwald - 
Einwohnermeldeamt) spätestens bis zum 

 Mittwoch, den 19. März 2014, 16:00 Uhr, 
 vorzulegen.
 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind 

auf den von mir aufgelegten oder ausgegebenen amt-
lichen Formblättern für Unterschriftenlisten nach dem 
Muster der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgK-
WahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu erbrin-
gen:

8.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des 
Wahlvorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, 
Amt Unterspreewald, Hauptstandort: Hauptstraße 41, 
15938 Golßen oder Nebenstandort: Hauptstraße 49, 
15910 Schönwald in den Einwohnerämtern aufgelegt.

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie 
Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben. Da-
neben ist beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen 
Vereinigung, Wählergruppe oder Listenvereinigung 
deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wendet, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schrift-
liche Erklärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen 

und Bewerber sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgK-
WahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. Beim 
Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch 
die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnun-
gen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvor-
schlag“ anzugeben.

 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich 
unter den vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche 
Formblätter für die Unterzeichnung des Wahlvorschlags 
bei einer ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder einem eh-
renamtlichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin 
oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglaubi-
gung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, 
Wählergruppen oder Listen-vereinigungen dürfen erst 
nach der Bestimmung der Bewerberinnen und Bewerber 
sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunter-
schriften sind ungültig.

8.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahl-
vorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Ge-
meinde Krausnick-Groß Wasserburg unterzeichnen. Hat 
eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahlvorschlag 
unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6 Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dürfen nur von den 
in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigten Perso-
nen unterzeichnet werden. 

8.2.7 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahl-
vorschlags durch die Bewerberinnen und Bewerber 
selbst ist unzulässig.

8.2.8 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, 
Tag der Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Per-
son sowie das Datum der Unterschriftsleistung anzuge-
ben. Die unterzeichnende Person hat sich vor der Unter-
schriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.9 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperli-
chen Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftsleis-
tung bedarf, kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsper-
son) bestimmen, die die Unterschriftsleistung vornimmt. 
Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behinde-
rung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch 
Erklärung vor einer oder einem Beauftragten der Wahl-
behörde ersetzen. Der Antrag kann bis Montag, den  
17. März 2014, 16:00 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehör-
de gestellt werden.

8.2.10 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner, die die Unterstützungs-
unterschrift auf der von mir aufgelegten oder ausgege-
benen Unterschriftenliste leisten, zu vermerken, dass sie 
im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung 
wahlberechtigt sind. 

9. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014, 

12:00 Uhr, können Mängel, die sich auf die Zahl und 
Reihenfolge der Bewerberinnen und Bewerber beziehen, 
nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungsunter-
schriften nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche 
gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangel-
haft bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht 
feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der Wahl-
vorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung 
über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 
BbgKWahlG) beseitigt werden.
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11. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt am 24.03.2014, 19:00 

Uhr im Sitzungsraum Hauptstraße 49, 15910 Schönwald 
in öffentlicher Sitzung über die Zulassung der Wahlvor-
schläge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG sowie  
§§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder 
des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde 
Krausnick-Groß Wasserburg

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 
und 5.4, 6, 7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung 
der Gemeinde Krausnick-Groß Wasserburg gelten für die 
Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des eh-
renamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Krausnick-
Groß Wasserburg mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten.

 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 
Wahlvorschlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürger-
meisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters be-
nannt sein.

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
nicht für die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nach § 70 
Absatz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind mindestens 16 Un-
terstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gel-
ten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 
8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

C. Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers 
des Ortsteils Krausnick

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 
und 5.4, 6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Ge-
meindevertretung der Gemeinde Krausnick-Groß Was-
serburg gelten für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Krausnick mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß: 

1. Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Krausnick ist das Gebiet 
dieses Ortsteils. 

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Krausnick ihren ständigen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten. Jede Bewerberin und jeder Bewer-
ber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl der 
Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers benannt sein. 

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

4. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 4 BbgKWahlV abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Krausnick-Groß Wasserburg wahl-
berechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereini-
gung oder Wählergruppe oder deren Delegierte können 
auch die Bewerberin oder den Bewerber für die Wahl der 
Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Ortsteils 
Krausnick bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil 
Krausnick wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politi-
schen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durch-
führung einer Mitgliederversammlung ausreicht. 

 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde 
Krausnick-Groß Wasserburg wahlberechtigten Mitglie-
der nicht für die Durchführung einer Mitgliederversamm-
lung ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchstabe A 
Nummer 7.2 entsprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen. 

7. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
nicht für die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

8. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listen-vereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit ist, sind mindestens 6 Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 
8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

D. Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers 
des Ortsteils Groß Wasserburg

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 
und 5.4, 6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Ge-
meindevertretung der Gemeinde Krausnick-Groß Was-
serburg gelten für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Groß Wasserburg mit fol-
genden Maßgaben sinngemäß: 

1. Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Groß Wasserburg ist das 
Gebiet dieses Ortsteils. 

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Groß Wasserburg ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten. Jede Bewerberin und jeder Bewer-
ber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl der 
Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers benannt sein. 

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

4. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 4 BbgKWahlV abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Krausnick-Groß Wasserburg wahl-
berechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereini-
gung oder Wählergruppe oder deren Delegierte können 
auch die Bewerberin oder den Bewerber für die Wahl der 
Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Ortsteils 
Groß Wasserburg bestimmen, sofern die Anzahl der im 
Ortsteil Groß Wasserburg wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung 
ausreicht. 

 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde 
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Krausnick-Groß Wasserburg wahlberechtigten Mitglie-
der nicht für die Durchführung einer Mitgliederversamm-
lung ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchstabe A 
Nummer 7.2 entsprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

7. Dem Wahlvorschlag sind keine Unterstützungsunter-
schriften beizufügen.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderli-

chen Vordrucke werden von mir beschafft und können 
bei mir angefordert werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Unterspreewald
gez. Annegret Leißner
________________________________________________________

Hiermit werden gem. § 39 Abs. 3 BbgKVerf nachfolgende Be-
schlüsse, welche in der Sitzung der Gemeindevertretung vom 
09.12.2013 gefasst wurden, in ortsüblicher Weise in ihrem we-
sentlichen Inhalt öffentlich bekannt gemacht:
Beschlussnummer: 27-2013
Tenor: Wahlkreiseinteilung
Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  7
 Davon anwesend:  6
 Ja:  6
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0
 
Beschlussnummer: 28-2013
Tenor: Übertragung der Bildung der Wahlorgane 

auf das Amt Unterspreewald 
Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  7
 Davon anwesend:  6
 Ja:  6
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0
 
Beschlussnummer: 29-2013
Tenor: Abschluss einer Vereinbarung zur Errichtung 

einer Grundstückszufahrt zum Grundstück 
Hauptstraße 62 im OT Krausnick 

Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  7
 Davon anwesend:  6
 Ja:  6
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0
Beschlussnummer: 30-2013
Tenor: Zustimmung zur Durchführung von Ersatz-

maßnahmen im OT Krausnick und Zustim-
mung zur Eintragung einer persönlich be-
schränkten Dienstbarkeit

Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  7
 Davon anwesend:  6
 Ja:  6
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0
Beschlussnummer: 32-2013
Tenor: Erneute Beteiligung der Gemeinde Kraus-

nick-Groß Wasserburg am Verfahren der 
Unterschutzstellung von Naturschutzge-
bieten gemäß § 28 Brandenburgisches 
Naturschutzgesetz - Naturschutzgebiet 
„Naturentwicklungsgebiet Wasserburger 
Spreewald“

Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  7
 Davon anwesend:  6
 Ja:  6
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0
Beschlussnummer: 34-2013
Tenor: Zustimmung zur Entfernung eines Torpfos-

tens im Gehwegbereich OT Groß Wasser-
burg 

Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  7
 Davon anwesend:  6
 Ja:  4
 Nein:  1
 Enthaltung:  1
 Befangen:  0
Beschlussnummer: 35-2013
Tenor: Überplanmäßige Ausgabe nach § 70 Kom-

munalverfassung des Landes Brandenburg 
- Sonderamtsumlage Kita/Hort 2013 

Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  7
 Davon anwesend:  6
 Ja:  6
 Nein:  6
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0
Beschlussnummer: 31-2013
Tenor: Auftragsvergabe Errichtung Überdach für 

Eingangstür Trauerhalle OT Krausnick an 
die Fa. Tischlerei Rittner, Leibscher Haupt-
str. 4, 15910 Unterspreewald

Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  7
 Davon anwesend:  6
 Ja:  6
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0
 
Beschlussnummer: 33-2013
Tenor: Änderung des Pachtvertrages für eine Teil-

fläche das Flurstück 562 der Flur 1 der Ge-
markung Groß Wasserburg 

Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  7
 Davon anwesend:  6
 Ja:  6
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0

Gemeinde Rietzneuendorf-Staakow

Wahlen
- der Gemeindevertretung der Gemeinde Rietzneuen-

dorf-Staakow,
- der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Rietzneuen-
dorf-Staakow,

- der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des 
Ortsteils Rietzneuendorf,

- der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des 
Ortsteils Friedrichshof und

- der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des 
Ortsteils Staakow

am 25. Mai 2014
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 Bekanntmachung der Wahlleiterin
 20.01.2014
Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kom-
munalwahlgesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der 
Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) 
mache ich Folgendes bekannt:
I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie 

die Wahlzeit
 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die 

Wahlzeit der landesweiten Kommunalwahlen 2014 vom 
4. September 2013 finden die Wahlen (Hauptwahlen)

 -  der Gemeindevertretung der Gemeinde Rietzneuen-
dorf-Staakow, 

 -  der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Rietzneuen-
dorf-Staakow,

 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Rietzneuendorf,

 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Friedrichshof und

 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Staakow

 am Sonntag, den 25. Mai 2014 in der Zeit von 8:00 bis 
18:00 Uhr 

 sowie
 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
 -  der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Rietzneuen-
dorf-Staakow

 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Rietzneuendorf

 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Friedrichshof

 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Staakow

 am Sonntag, den 15. Juni 2014 in der Zeit von 8:00 bis 
18:00 Uhr statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
 Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die 

vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsver-
ordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 
2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die Wahlvorschläge für diese 
Wahlen möglichst frühzeitig einzureichen. Ergänzend 
hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Rietz-
neuendorf-Staakow

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen 
und Gemeindevertreter 

 Es sind insgesamt 8 Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter zu wählen.

2. Wahlkreise
 Die Gemeindevertretung Rietzneuendorf-Staakow hat 

durch Beschluss das Wahlgebiet in einen Wahlkreis ein-
geteilt.

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Ver-

einigungen und Wählergruppen sowie Einzelbewer-
berinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und 
Wählergruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag 
als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich jedoch 
bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; 
die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen 
eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig einge-
reicht werden. Sie müssen spätestens bis zum

 Donnerstag, den 20. März 2014, 12:00 Uhr, 
 bei der
 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Unter-

spreewald

 Amt Unterspreewald, Hauptstraße 49, 15910 Schönwald
 schriftlich eingereicht werden.
4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammen-

zuschließen, ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des 
Amtes Unterspreewald durch die für das Wahlgebiet 
zuständigen Organe aller am Zusammenschluss Betei-
ligten spätestens bis zum Donnerstag, den 20. März 
2014, 12:00 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung 
der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierun-
gen muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen 
von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet 
zuständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzen-
den oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, 
bei Wählergruppen von der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5. Inhalt der Wahlvorschläge
5.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 

5a zu § 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht wer-
den. Sie müssen enthalten

 a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder 
die Tätigkeit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die 
Staatsangehörigkeit und die Anschrift einer jeden Bewer-
berin und eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihen-
folge,

 b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen 
Vereinigung den vollständigen Namen der einreichenden 
Partei oder politischen Vereinigung und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; der im Wahl-
vorschlag angegebene Name der Partei oder politischen 
Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

 c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Na-
men der einreichenden Wählergruppe und, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; aus dem 
Namen muss hervorgehen, dass es sich um eine Wäh-
lergruppe handelt; der Name und die etwaige Kurzbe-
zeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder 
politischen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung 
enthalten,

 d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den 
Namen der Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch diese; zusätzlich sind die 
Namen und, sofern vorhanden, auch die Kurzbezeich-
nungen der an ihr beteiligten Parteien, politischen Verei-
nigungen und Wählergruppen anzugeben,

 e) den Namen des Wahlgebietes.
 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 

Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e 
bezeichneten Angaben enthalten.

5.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin 
oder einen Bewerber enthalten.

 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchs-
tens insgesamt 12 Bewerberinnen und Bewerber enthal-
ten.

5.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und 
Telekommunikationsanschluss der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
Als Vertrauensperson kann auch eine Bewerberin oder 
ein Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und 
die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, be-
rechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag 
abzugeben und entgegenzunehmen.

5.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Ver-
einigung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für 
das Wahlgebiet zuständigen Vorstandes, darunter der 
oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertre-
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tungsberechtigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. 
Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss von 
jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung 
und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-
zelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

5.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 

Wahlvorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der 
Gemeinde Rietzneuendorf-Staakow benannt sein. Die 
Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag 
einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, 
die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl an-
tritt.

6. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin 
oder Bewerber

6.1 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem 
Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, 
Wählergruppe oder Listenvereinigung ist an folgende 
Voraussetzungen geknüpft:

 a) Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 
BbgKWahlG wählbar sein.

 b) Die Bewerberin oder der Bewerber muss durch eine 
Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden 
sein (siehe Nummer 7).

 c) Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benen-
nung auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. 
Die Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu 
§ 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird 
der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat die 
Bewerberin oder der Bewerber in der Zustimmungserklä-
rung zudem ihre oder seine Parteimitgliedschaften anzu-
geben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos ist.

 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen 
gelten ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbe-
werber.

6.2 Zur Wählbarkeit
6.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deut-

schen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundge-
setzes, die

 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

 - seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 
BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

 - gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

 - infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähig-
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbür-
gern

 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union (Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, 
Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kro-
atien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlan-
de, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 
Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, 
Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und 
Nordirland sowie Republik Zypern), die

 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

 - seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 
Absatz 3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

 - gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 

ist oder
 - infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutsch-

land die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter nicht besitzt oder

 - infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallent-
scheidung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit 
nicht besitzt.

6.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und 
für jeden Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde 
nach dem Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Num-
mer 2 BbgKWahlV einzureichen, dass die vorgeschlage-
ne Bewerberin oder der vorgeschlagene Bewerber wähl-
bar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich 
ihre Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen 
mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine 
Versicherung an Eides statt nach dem Muster der An-
lage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über 
ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass 
sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wähl-
barkeit ausgeschlossen sind.

7. Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber ge-
mäß § 33 BbgKWahlG

7.1 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder 
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen 
in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusam-
mentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in 
geheimer Abstimmung bestimmt worden sein (Mitglie-
derversammlung). Dies kann auch durch Delegierte ge-
schehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte 
in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden 
sind (Delegiertenversammlung). 

7.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlge-
biet keine Organisation hat, können die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge auch durch die im 
gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
oder durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkrei-
ses Dahme-Spreewald wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
bestimmt werden.

7.3 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergrup-
pe sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wähler-
gruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wäh-
lergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer 
Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts 
im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhän-
gerinnen und Anhänger (Anhängerinnen- und Anhän-
gerversammlung) der Wählergruppe in geheimer Ab-
stimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch 
Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder An-
hängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind 
(Delegiertenversammlung). Die Ausführungen zu Num-
mer 7.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wäh-
lergruppen entsprechend.

7.4 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenverei-
nigung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemein-
samen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung in ge-
heimer Abstimmung bestimmt worden sein; im Übrigen 
gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinnge-
mäß.

7.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerin-
nen und Anhänger oder Delegierten von dem zuständigen 
Vorstand der Partei oder politischen Vereinigung oder der 
oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe mit 
einer mindestens dreitägigen Frist entweder einzeln 
oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.
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7.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimm-
berechtigte Teilnehmer der Versammlung ist für die ge-
heime Wahl der Bewerberinnen und Bewerber sowie 
der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und Bewerbern 
ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, 
Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Ab-
stimmung beteiligen.

7.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder 
Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift nach 
dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 
4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag bei-
zufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, 
die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der 
geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin 
oder der Leiter der Versammlung und zwei von der 
Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzli-
chen Mindestanforderungen an eine demokratische Auf-
stellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 
Absatz 5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8. Unterstützungsunterschriften
8.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungs-

unterschriften
8.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereini-

gungen, die am 9. September 2013 aufgrund eines zu-
rechenbaren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bundes-
tag oder im 5. Landtag Brandenburg durch mindestens 
eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder 
durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten 
Abgeordneten oder im Kreistag des Landkreises Dahme-
Spreewald durch mindestens eine Kreistagsabgeordne-
te oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung Rietzneuendorf-Staa-
kow durch mindestens eine Gemeindevertreterin oder 
durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der letz-
ten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Sep-
tember 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Kreistag des Landkreises Dahme-Spreewald 
durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch 
mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der 
Gemeindevertretung Rietzneuendorf-Staakow durch 
mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch min-
destens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl 
ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit.

8.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
ferner nicht für Listenvereinigungen, wenn mindestens 
eine der an ihr beteiligten Gruppierungen wenigstens 
eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 genannten Voraus-
setzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis er-
füllt.

8.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund 
eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkrei-
ses Dahme-Spreewald oder in der Gemeindevertretung 
Rietzneuendorf-Staakow vertreten sind, sind von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der 
ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemeindever-
tretung Rietzneuendorf-Staakow, so ist auch die Partei, 
politische Vereinigung oder Wählergruppe, für die sie 
oder er bei der Wahl zur Gemeindevertretung Rietzneu-
endorf-Staakow antritt, von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit, wenn sie oder er auf-

grund eines Wahlvorschlages dieser Partei, politischen 
Vereinigung oder Wählergruppe zur ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder zum ehrenamtlichen Bürgermeister der 
Gemeinde Rietzneuendorf-Staakow gewählt worden ist. 

8.2 Wichtige Hinweise
8.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-

einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 8.1 von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit 
ist, sind

 -  im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags 
mindestens 3 Unterstützungsunterschriften von im 
Wahlgebiet wahlberechtigten Personen, beizufügen.

8.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift 
der wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum 

 Mittwoch, den 19. März 2014, 16:00 Uhr, 
 bei der
 Wahlbehörde, Amt Unterspreewald,
 Einwohnermeldeamt: Hauptstraße 41, 15938 Golßen 

oder
 Einwohnermeldeamt: Hauptstraße 49, 15910 Schön-

wald
 zu leisten.
 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer eh-

renamtlichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamt-
lichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin oder 
einem Notar oder einer anderen zur Beglaubigung von 
Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet werden. 
Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen 
Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde (Amt Unterspreewald, Hauptstandort: 
Hauptstraße 41, 15938 Golßen - Einwohnermeldeamt 
oder Nebenstelle: Hauptstraße 49, 15910 Schönwald- 
Einwohnermeldeamt) spätestens bis zum 

 Mittwoch, den 19. März 2014, 16:00 Uhr, 
 vorzulegen.
 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind 

auf den von mir aufgelegten oder ausgegebenen amt-
lichen Formblättern für Unterschriftenlisten nach dem 
Muster der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgK-
WahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu erbrin-
gen:

8.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des 
Wahlvorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, 
Amt Unterspreewald, Hauptstandort: Hauptstraße 41, 
15938 Golßen oder Nebenstandort: Hauptstraße 49, 
15910 Schönwald in den Einwohnerämtern aufgelegt.

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie 
Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben. Da-
neben ist beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen 
Vereinigung, Wählergruppe oder Listenvereinigung 
deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wendet, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schrift-
liche Erklärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 Bbg-
KWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung 
der Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin-
nen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind fer-
ner auch die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbe-
zeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzu-
geben.

 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvor-
schlag“ anzugeben.

 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich 
unter den vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche 
Formblätter für die Unterzeichnung des Wahlvorschlags 
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bei einer ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder einem eh-
renamtlichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin 
oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglaubi-
gung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, 
Wählergruppen oder Listenvereinigungen dürfen erst 
nach der Bestimmung der Bewerberinnen und Bewerber 
sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunter-
schriften sind ungültig.

8.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahl-
vorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Ge-
meinde Rietzneuendorf-Staakow unterzeichnen. Hat eine 
Person für diese Wahl mehr als einen Wahlvorschlag un-
terzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl ge-
leisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6 Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dürfen nur von den 
in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigten Perso-
nen unterzeichnet werden. 

8.2.7 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahl-
vorschlags durch die Bewerberinnen und Bewerber 
selbst ist unzulässig.

8.2.8 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, 
Tag der Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Per-
son sowie das Datum der Unterschriftsleistung anzuge-
ben. Die unterzeichnende Person hat sich vor der Unter-
schriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.9 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperli-
chen Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftsleis-
tung bedarf, kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsper-
son) bestimmen, die die Unterschriftsleistung vornimmt. 
Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behinde-
rung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch 
Erklärung vor einer oder einem Beauftragten der Wahl-
behörde ersetzen. Der Antrag kann bis Montag, den  
17. März 2014, 16:00 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehör-
de gestellt werden.

8.2.10 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner, die die Unterstützungs-
unterschrift auf der von mir aufgelegten oder ausgege-
benen Unterschriftenliste leisten, zu vermerken, dass sie 
im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung 
wahlberechtigt sind. 

9. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014,  

12 Uhr, können Mängel, die sich auf die Zahl und Reihen-
folge der Bewerberinnen und Bewerber beziehen, nicht 
mehr behoben und fehlende Unterstützungsunterschrif-
ten nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche gilt, 
wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangelhaft 
bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht fest-
steht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvor-
schläge berühren, können bis zu der Entscheidung über 
die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 BbgK-
WahlG) beseitigt werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt am 24.03.2014, 19:00 Uhr 

im Sitzungsraum Hauptstraße 49, 15910 Schönwald in 
öffentlicher Sitzung über die Zulassung der Wahlvor-
schläge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG sowie  
§§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Rietz-
neuendorf-Staakow

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 
und 5.4, 6, 7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertre-
tung der Gemeinde Rietzneuendorf-Staakow gelten für 
die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 

ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Rietzneu-
endorf-Staakow mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten.

 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 
Wahlvorschlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürger-
meisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters be-
nannt sein.

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
nicht für die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nach § 70 
Absatz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind mindestens 16 Un-
terstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gel-
ten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 
8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

C. Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers 
des Ortsteils Rietzneuendorf

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 
und 5.4, 6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Ge-
meindevertretung der Gemeinde Rietzneuendorf-Staa-
kow gelten für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Rietzneuendorf mit folgen-
den Maßgaben sinngemäß: 

1. Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Rietzneuendorf ist das Ge-
biet dieses Ortsteils. 

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Rietzneuendorf ihren ständi-
gen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten. Jede Bewerberin und jeder Bewer-
ber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl der 
Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers benannt sein. 

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

4. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 4 BbgKWahlV abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Rietzneuendorf-Staakow wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung 
oder Wählergruppe oder deren Delegierte können auch 
die Bewerberin oder den Bewerber für die Wahl der Orts-
vorsteherin oder des Ortsvorstehers des Ortsteils Rietz-
neuendorf bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil 
Rietzneuendorf wahlberechtigten Mitglieder der Partei, 
politischen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht. 

 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemein-
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de Rietzneuendorf-Staakow wahlberechtigten Mitglieder 
nicht für die Durchführung einer Mitgliederversammlung 
ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Num-
mer 7.2 entsprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen. 

7. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
nicht für die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

8. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit ist, sind mindestens 6 Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 
8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

D. Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers 
des Ortsteils Friedrichshof

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 
und 5.4, 6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Ge-
meindevertretung der Gemeinde Rietzneuendorf-Staa-
kow gelten für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Friedrichshof mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß: 

1. Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Friedrichshof das Gebiet 
dieses Ortsteils. 

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Friedrichshof ihren ständi-
gen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten. Jede Bewerberin und jeder Bewer-
ber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl der 
Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers benannt sein.

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

4. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 4 BbgKWahlV abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Rietzneuendorf-Staakow wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung 
oder Wählergruppe oder deren Delegierte können auch 
die Bewerberin oder den Bewerber für die Wahl der Orts-
vorsteherin oder des Ortsvorstehers des Ortsteils Fried-
richshof bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil 
Friedrichshof wahlberechtigten Mitglieder der Partei, po-
litischen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durch-
führung einer Mitgliederversammlung ausreicht.

 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemein-
de Rietzneuendorf-Staakow wahlberechtigten Mitglieder 
nicht für die Durchführung einer Mitgliederversammlung 
ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Num-
mer 7.2 entsprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

7. Dem Wahlvorschlag sind keine Unterstützungsunter-
schriften beizufügen.

E. Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers 
des Ortsteils Staakow

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 
und 5.4, 6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Ge-
meindevertretung der Gemeinde Rietzneuendorf-Staa-
kow gelten für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 

Ortsvorstehers des Ortsteils Staakow mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß: 

1. Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Staakow mit ist das Gebiet 
dieses Ortsteils. 

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Staakow ihren ständigen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten. Jede Bewerberin und jeder Bewer-
ber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl der 
Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers benannt sein. 

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

4. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 4 BbgKWahlV abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Rietzneuendorf-Staakow wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung 
oder Wählergruppe oder deren Delegierte können auch 
die Bewerberin oder den Bewerber für die Wahl der Orts-
vorsteherin oder des Ortsvorstehers des Ortsteils Staa-
kow bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Staa-
kow wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen 
Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durchführung 
einer Mitgliederversammlung ausreicht. 

 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemein-
de Rietzneuendorf-Staakow wahlberechtigten Mitglieder 
nicht für die Durchführung einer Mitgliederversammlung 
ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Num-
mer 7.2 entsprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

7. Dem Wahlvorschlag sind keine Unterstützungsunter-
schriften beizufügen.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderli-

chen Vordrucke werden von mir beschafft und können 
bei mir angefordert werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Unterspreewald
gez. Annegret Leißner

Gemeinde Schlepzig

Wahlen
- der Gemeindevertretung der Gemeinde Schlepzig 

und
- der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Schlepzig

am 25. Mai 2014
 Bekanntmachung der Wahlleiterin
 vom 21.01.2014
Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kom-
munalwahlgesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der 
Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) 
mache ich Folgendes bekannt:
I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie 

die Wahlzeit
 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die 

Wahlzeit der landesweiten Kommunalwahlen 2014 vom 
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4. September 2013 finden die Wahlen (Hauptwahlen)
 - der Gemeindevertretung der Gemeinde Schlepzig und 
 -  der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Schlepzig
 am Sonntag, den 25. Mai 2014 in der Zeit von 8:00 bis 

18:00 Uhr 
 sowie
 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
 -  der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Schlepzig
 am Sonntag, den 15. Juni 2014 in der Zeit von 8:00 bis 

18:00 Uhr statt.
II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
 Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die 

vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsver-
ordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 
2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die Wahlvorschläge für diese 
Wahlen möglichst frühzeitig einzureichen. Ergänzend 
hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Schlep-
zig

1.  Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen 
und Gemeindevertreter 

 Es sind insgesamt 8 Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter zu wählen.

2.  Wahlkreise
 Die Gemeindevertretung Schlepzig hat durch Beschluss 

das Wahlgebiet in einen Wahlkreis eingeteilt.
3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Ver-

einigungen und Wählergruppen sowie Einzelbewer-
berinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und 
Wählergruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag 
als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich jedoch 
bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; 
die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen 
eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig einge-
reicht werden. Sie müssen spätestens bis zum

 Donnerstag, den 20. März 2014, 12:00 Uhr, 
 bei der
 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Unter-

spreewald 
 Amt Unterspreewald, Hauptstraße 49, 15910 Schönwald
 schriftlich eingereicht werden.
4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammen-

zuschließen, ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des 
Amtes Unterspreewald durch die für das Wahlgebiet 
zuständigen Organe aller am Zusammenschluss Betei-
ligten spätestens bis zum Donnerstag, den 20. März 
2014, 12:00 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung 
der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierun-
gen muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen 
von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet 
zuständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzen-
den oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, 
bei Wählergruppen von der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5. Inhalt der Wahlvorschläge
5.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 

5a zu § 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht wer-
den. Sie müssen enthalten

 a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder 
die Tätigkeit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die 
Staatsangehörigkeit und die Anschrift einer jeden Bewer-
berin und eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihen-
folge,

 b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen 
Vereinigung den vollständigen Namen der einreichenden 

Partei oder politischen Vereinigung und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; der im Wahl-
vorschlag angegebene Name der Partei oder politischen 
Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

 c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Na-
men der einreichenden Wählergruppe und, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; aus dem 
Namen muss hervorgehen, dass es sich um eine Wäh-
lergruppe handelt; der Name und die etwaige Kurzbe-
zeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder 
politischen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung 
enthalten,

 d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Na-
men der Listenvereinigung und,

 sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; 
zusätzlich sind die Namen und, 

 sofern vorhanden, auch die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Parteien, politischen

 Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,
 e) den Namen des Wahlgebietes.
 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 

Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e 
bezeichneten Angaben enthalten.

5.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin 
oder einen Bewerber enthalten.

 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchs-
tens insgesamt 12 Bewerberinnen und Bewerber enthal-
ten.

5.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und 
Telekommunikationsanschluss der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
Als Vertrauensperson kann auch eine Bewerberin oder 
ein Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und 
die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, be-
rechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag 
abzugeben und entgegenzunehmen.

5.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Ver-
einigung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für 
das Wahlgebiet zuständigen Vorstandes, darunter der 
oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertre-
tungsberechtigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. 
Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss von 
jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung 
und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-
zelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

5.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 

Wahlvorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der 
Gemeinde Schlepzig benannt sein. Die Bewerberin oder 
der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf 
nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin 
oder Bewerber

6.1 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem 
Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, 
Wählergruppe oder Listenvereinigung ist an folgende 
Voraussetzungen geknüpft:

 a) Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 
BbgKWahlG wählbar sein.

 b) Die Bewerberin oder der Bewerber muss durch eine 
Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden 
sein (siehe Nummer 7).
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 c) Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benen-
nung auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. 
Die Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu 
§ 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird 
der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat die 
Bewerberin oder der Bewerber in der Zustimmungserklä-
rung zudem ihre oder seine Parteimitgliedschaften anzu-
geben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos ist.

 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen 
gelten ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbe-
werber.

6.2 Zur Wählbarkeit
6.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deut-

schen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundge-
setzes, die

 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

 - seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 
BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

 - gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

 - infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähig-
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbür-
gern

 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union (Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, 
Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kro-
atien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlan-
de, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 
Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, 
Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und 
Nordirland sowie Republik Zypern), die

 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

 - seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 
Absatz 3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

 - gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

 - infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutsch-
land die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter nicht besitzt oder

 - infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallent-
scheidung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit 
nicht besitzt.

6.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und 
für jeden Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde 
nach dem Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Num-
mer 2 BbgKWahlV einzureichen, dass die vorgeschlage-
ne Bewerberin oder der vorgeschlagene Bewerber wähl-
bar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich 
ihre Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen 
mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine 
Versicherung an Eides statt nach dem Muster der An-
lage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über 
ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass 
sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wähl-
barkeit ausgeschlossen sind.

7. Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber ge-
mäß § 33 BbgKWahlG

7.1 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder 
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen 
in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusam-
mentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten 

Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in 
geheimer Abstimmung bestimmt worden sein (Mitglie-
derversammlung). Dies kann auch durch Delegierte ge-
schehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte 
in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden 
sind (Delegiertenversammlung). 

7.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlge-
biet keine Organisation hat, können die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge auch durch die im 
gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
oder durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkrei-
ses Dahme-Spreewald wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
bestimmt werden.

7.3 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergrup-
pe sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wähler-
gruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wäh-
lergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer 
Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts 
im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhän-
gerinnen und Anhänger (Anhängerinnen- und Anhän-
gerversammlung) der Wählergruppe in geheimer Ab-
stimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch 
Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder An-
hängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind 
(Delegiertenversammlung). Die Ausführungen zu Num-
mer 7.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wäh-
lergruppen entsprechend.

7.4 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenverei-
nigung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemein-
samen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung in ge-
heimer Abstimmung bestimmt worden sein; im Übrigen 
gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinnge-
mäß.

7.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerin-
nen und Anhänger oder Delegierten von dem zuständigen 
Vorstand der Partei oder politischen Vereinigung oder der 
oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe mit 
einer mindestens dreitägigen Frist entweder einzeln 
oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimm-
berechtigte Teilnehmer der Versammlung ist für die ge-
heime Wahl der Bewerberinnen und Bewerber sowie 
der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und Bewerbern 
ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, 
Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Ab-
stimmung beteiligen.

7.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder 
Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift nach 
dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 
4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag bei-
zufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, 
die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der 
geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin 
oder der Leiter der Versammlung und zwei von der 
Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzli-
chen Mindestanforderungen an eine demokratische Auf-
stellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 
Absatz 5 BbgKWahlG beachtet worden sind.
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8. Unterstützungsunterschriften
8.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungs-

unterschriften
8.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereini-

gungen, die am 9. September 2013 aufgrund eines zu-
rechenbaren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bundes-
tag oder im 5. Landtag Brandenburg durch mindestens 
eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder 
durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten 
Abgeordneten oder im Kreistag des Landkreises Dahme-
Spreewald durch mindestens eine Kreistagsabgeordne-
te oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung Schlepzig durch min-
destens eine Gemeindevertreterin oder durch mindes-
tens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl unun-
terbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Sep-
tember 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Kreistag des Landkreises Dahme-Spreewald 
durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch 
mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der 
Gemeindevertretung Schlepzig durch mindestens eine 
Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen Ge-
meindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit.

8.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt fer-
ner nicht für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine 
der an ihr beteiligten Gruppierungen wenigstens eine der 
in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 genannten Voraussetzungen 
für die Befreiung von diesem Erfordernis erfüllt.

8.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund 
eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkrei-
ses Dahme-Spreewald oder in der Gemeindevertretung 
Schlepzig vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der eh-
renamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemeindevertre-
tung Schlepzig, so ist auch die Partei, politische Vereini-
gung oder Wählergruppe, für die sie oder er bei der Wahl 
zur Gemeindevertretung Schlepzig antritt, von dem Er-
fordernis von Unterstützungsunterschriften befreit, wenn 
sie oder er aufgrund eines Wahlvorschlages dieser Partei, 
politischen Vereinigung oder Wählergruppe zur ehrenamt-
lichen Bürgermeisterin oder zum ehrenamtlichen Bürger-
meister der Gemeinde Schlepzig gewählt worden ist. 

8.2 Wichtige Hinweise
8.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-

einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 8.1 von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit 
ist, sind

 - im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags 
mindestens 3 Unterstützungs-unterschriften von im 
Wahlgebiet wahlberechtigten Personen, beizufügen.

8.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift 
der wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum 

 Mittwoch, den 19. März 2014, 16:00 Uhr, 
 bei der
 Wahlbehörde, Amt Unterspreewald,
 Einwohnermeldeamt: Hauptstraße 41, 15938 Golßen 

oder
 Einwohnermeldeamt: Hauptstraße 49, 15910 Schön-

wald
 zu leisten.
 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer eh-

renamtlichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamt-
lichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin oder 

einem Notar oder einer anderen zur Beglaubigung von 
Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet werden. 
Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen 
Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde (Amt Unterspreewald, Hauptstandort: 
Hauptstraße 41, 15938 Golßen- Einwohnermeldeamt 
oder Nebenstelle: Hauptstraße 49, 15910 Schönwald- 
Einwohnermeldeamt) spätestens bis zum 

 Mittwoch, den 19. März 2014, 16:00 Uhr, 
 vorzulegen.
 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind 

auf den von mir aufgelegten oder ausgegebenen amt-
lichen Formblättern für Unterschriftenlisten nach dem 
Muster der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgK-
WahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen:

8.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des 
Wahlvorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, 
Amt Unterspreewald, Hauptstandort: Hauptstraße 41, 
15938 Golßen oder Nebenstandort: Hauptstraße 49, 
15910 Schönwald in den Einwohnerämtern aufgelegt.

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie 
Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben. Da-
neben ist beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen 
Vereinigung, Wählergruppe oder Listenvereinigung 
deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wendet, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schrift-
liche Erklärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgK-
WahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. Beim 
Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch 
die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnun-
gen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvor-
schlag“ anzugeben.

 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich 
unter den vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche 
Formblätter für die Unterzeichnung des Wahlvorschlags 
bei einer ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder einem eh-
renamtlichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin 
oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglaubi-
gung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, 
Wählergruppen oder Listen-vereinigungen dürfen erst 
nach der Bestimmung der Bewerberinnen und Bewerber 
sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunter-
schriften sind ungültig.

8.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahl-
vorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Ge-
meinde Schlepzig unterzeichnen. Hat eine Person für 
diese Wahl mehr als einen Wahlvorschlag unterzeichnet, 
so sind sämtliche von ihr für diese Wahl geleisteten Un-
terstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6 Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dürfen nur von den 
in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigten Perso-
nen unterzeichnet werden. 

8.2.7 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahl-
vorschlags durch die Bewerberinnen und Bewerber 
selbst ist unzulässig.

8.2.8 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, 
Tag der Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Per-
son sowie das Datum der Unterschriftsleistung anzuge-
ben. Die unterzeichnende Person hat sich vor der Unter-
schriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.
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8.2.9 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperli-
chen Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftsleis-
tung bedarf, kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsper-
son) bestimmen, die die Unterschriftsleistung vornimmt. 
Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behinde-
rung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch 
Erklärung vor einer oder einem Beauftragten der Wahl-
behörde ersetzen. Der Antrag kann bis Montag, den  
17. März 2014, 16:00 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehör-
de gestellt werden.

8.2.10 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner, die die Unterstützungs-
unterschrift auf der von mir aufgelegten oder ausgege-
benen Unterschriftenliste leisten, zu vermerken, dass sie 
im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung 
wahlberechtigt sind. 

9. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014, 

12:00 Uhr, können Mängel, die sich auf die Zahl und 
Reihenfolge der Bewerberinnen und Bewerber beziehen, 
nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungsunter-
schriften nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche 
gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangel-
haft bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht 
feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der Wahl-
vorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung 
über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 
BbgKWahlG) beseitigt werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt am 24.03.2014, 19:00 Uhr 

im Sitzungsraum Hauptstraße 49, 15910 Schönwald in 
öffentlicher Sitzung über die Zulassung der Wahlvor-
schläge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG sowie  
§§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder 
des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde 
Schlepzig

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 
und 5.4, 6, 7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertre-
tung der Gemeinde Schlepzig gelten für die Wahl der eh-
renamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters der Gemeinde Schlepzig mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß: 

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten.

 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 
Wahlvorschlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürger-
meisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters be-
nannt sein.

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
nicht für die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listen-vereinigung 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nach § 70

 Absatz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind mindestens 16 Un-
terstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gel-
ten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 
8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderli-

chen Vordrucke werden von mir beschafft und können 
bei mir angefordert werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Unterspreewald
gez. Annegret Leißner

________________________________________________________

Hiermit werden gem. § 39 Abs. 3 BbgKVerf nachfolgende Be-
schlüsse, welche in der Sitzung der Gemeindevertretung vom 
03.12.2013 gefasst wurden, in ortsüblicher Weise in ihrem we-
sentlichen Inhalt öffentlich bekannt gemacht:
Beschlussnummer: 40-2013
Tenor: Erteilung des gemeindlichen Einverneh-

mens gem. Baugesetzbuch zum Vorha-
ben: Ersatzneubau Wehr Arche III - Schi-
wanstrom mit Fischwanderhilfe

Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  6
 Davon anwesend:  5
 Ja:  5
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0
 
Beschlussnummer: 41-2013
Tenor: Zustimmung zur Errichtung einer Zufahrt 

zum Grundstück Kuschkower Straße 22
Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  6
 Davon anwesend:  4
 Ja:  4
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  2
 
Beschlussnummer: 42-2013
Tenor: Zustimmung zur Reparatur und Verbreite-

rung der Grundstückszufahrt Dorfstraße 
88a

Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  6
 Davon anwesend:  5
 Ja:  5
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0
 
Beschlussnummer: 43-2013
Tenor: Überplanmäßige Ausgaben nach § 70 Kom-

munalverfassung des Landes Brandenburg 
- Baumaßnahme: Sanierung Alte Lübbener 
Straße

Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  6
 Davon anwesend:  5
 Ja:  4
 Nein:  0
 Enthaltung:  1
 Befangen:  0
 
Beschlussnummer: 39-2013
Tenor: Übertragung der Bildung der Wahlorgane 

auf das Amt Unterspreewald
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Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  6
 Davon anwesend:  5
 Ja:  5
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0
 
Beschlussnummer: 38-2013
Tenor: Wahlkreiseinteilung
Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  6
 Davon anwesend:  5
 Ja:  5
 Nein: 0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0
 
Beschlussnummer: 46-2013
Tenor: Die überplanmäßige Ausgabe gem. § 70 

Brandenburgische Kommunalverfassung 
-Personalkosten Kita Libelle - Tischvorlage

Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  6
 Davon anwesend:  5
 Ja:  5
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0
 
Beschlussnummer: 44-2013
Tenor: Veräußerung eines gemeindeeigenen Not-

stromaggregates
Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  6
 Davon anwesend:  4
 Ja:  0
 Nein:  4
 Enthaltung:  0
 Befangen:  1
 

Gemeinde Schönwald

Wahlen
- der Gemeindevertretung der Gemeinde Schönwald,
- der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Schönwald,
- der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des 

Ortsteils Schönwalde und
- der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des 

Ortsteils Waldow/Brand

am 25. Mai 2014
 Bekanntmachung der Wahlleiterin
 Vom 21.01.2014
Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kom-
munalwahlgesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der 
Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) 
mache ich Folgendes bekannt:
I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie 

die Wahlzeit
 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die 

Wahlzeit der landesweiten Kommunalwahlen 2014 vom 
4. September 2013 finden die Wahlen (Hauptwahlen)

 - der Gemeindevertretung der Gemeinde Schönwald, 
 -  der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Schönwald,
 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-

teils Schönwalde und,
 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-

teils Waldow/Brand
 am Sonntag, den 25. Mai 2014 in der Zeit von 8:00 bis 

18:00 Uhr 
 sowie
 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
 -  der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Schönwald
 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-

teils Schönwalde
 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-

teils Waldow/Brand
 am Sonntag, den 15. Juni 2014 in der Zeit von 8:00 bis 

18:00 Uhr statt.
II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
 Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die 

vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsver-
ordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 
2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die Wahlvorschläge für diese 
Wahlen möglichst frühzeitig einzureichen. Ergänzend 
hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Schönwald
1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen 

und Gemeindevertreter 
 Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreterinnen und Ge-

meindevertreter zu wählen.
2. Wahlkreise
 Die Gemeindevertretung Schönwald hat durch Beschluss 

das Wahlgebiet in einen Wahlkreis eingeteilt.
3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Ver-

einigungen und Wählergruppen sowie Einzelbewer-
berinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und 
Wählergruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag 
als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich jedoch 
bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; 
die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen 
eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig einge-
reicht werden. Sie müssen spätestens bis zum

 Donnerstag, den 20. März 2014, 12:00 Uhr, 
 bei der
 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Unter-

spreewald 
 Amt Unterspreewald, Hauptstraße 49, 15910 Schönwald
 schriftlich eingereicht werden.
4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammen-

zuschließen, ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des 
Amtes Unterspreewald durch die für das Wahlgebiet 
zuständigen Organe aller am Zusammenschluss Betei-
ligten spätestens bis zum Donnerstag, den 20. März 
2014, 12:00 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung 
der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierun-
gen muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen 
von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet 
zuständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzen-
den oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, 
bei Wählergruppen von der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5. Inhalt der Wahlvorschläge
5.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 

5a zu § 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht wer-
den. Sie müssen enthalten

 a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder 
die Tätigkeit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die 
Staatsangehörigkeit und die Anschrift einer jeden Bewer-
berin und eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihen-
folge,



- 32 -Amt Unterspreewald Nr. 2/2014

 b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen 
Vereinigung den vollständigen Namen der einreichenden 
Partei oder politischen Vereinigung und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; der im Wahl-
vorschlag angegebene Name der Partei oder politischen 
Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

 c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Na-
men der einreichenden Wählergruppe und, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; aus dem 
Namen muss hervorgehen, dass es sich um eine Wäh-
lergruppe handelt; der Name und die etwaige Kurzbe-
zeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder 
politischen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung 
enthalten,

 d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Na-
men der Listenvereinigung und,

  sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; 
zusätzlich sind die Namen und, 

  sofern vorhanden, auch die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Parteien, politischen

  Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,
 e) den Namen des Wahlgebietes.
 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 

Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e 
bezeichneten Angaben enthalten.

5.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin 
oder einen Bewerber enthalten.

 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchs-
tens insgesamt 15 Bewerberinnen und Bewerber enthal-
ten.

5.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und 
Telekommunikationsanschluss der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
Als Vertrauensperson kann auch eine Bewerberin oder 
ein Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und 
die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, be-
rechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag 
abzugeben und entgegenzunehmen.

5.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Ver-
einigung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für 
das Wahlgebiet zuständigen Vorstandes, darunter der 
oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertre-
tungsberechtigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. 
Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss von 
jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung 
und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-
zelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

5.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 

Wahlvorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der 
Gemeinde Schönwald benannt sein. Die Bewerberin 
oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei 
darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit ei-
nem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin 
oder Bewerber

6.1 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem 
Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, 
Wählergruppe oder Listenvereinigung ist an folgende 
Voraussetzungen geknüpft:

 a) Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 
BbgKWahlG wählbar sein.

 b) Die Bewerberin oder der Bewerber muss durch eine 
Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 

Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden 
sein (siehe Nummer 7).

 c) Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benen-
nung auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. 
Die Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu 
§ 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird 
der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat die 
Bewerberin oder der Bewerber in der Zustimmungserklä-
rung zudem ihre oder seine Parteimitgliedschaften anzu-
geben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos ist.

 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen 
gelten ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbe-
werber.

6.2 Zur Wählbarkeit
6.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deut-

schen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundge-
setzes, die

 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

 - seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 
BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

 - gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

 - infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähig-
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbür-
gern

 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union (Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, 
Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kro-
atien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlan-
de, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 
Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, 
Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und 
Nordirland sowie Republik Zypern), die

 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

 - seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 
Absatz 3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

 - gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

 - infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutsch-
land die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter nicht besitzt oder

 - infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallent-
scheidung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit 
nicht besitzt.

6.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und 
für jeden Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde 
nach dem Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Num-
mer 2 BbgKWahlV einzureichen, dass die vorgeschlage-
ne Bewerberin oder der vorgeschlagene Bewerber wähl-
bar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich 
ihre Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen 
mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine 
Versicherung an Eides statt nach dem Muster der An-
lage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über 
ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass 
sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wähl-
barkeit ausgeschlossen sind.

7. Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber ge-
mäß § 33 BbgKWahlG

7.1 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder 
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen 
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in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusam-
mentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in 
geheimer Abstimmung bestimmt worden sein (Mitglie-
derversammlung). Dies kann auch durch Delegierte ge-
schehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte 
in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden 
sind (Delegiertenversammlung). 

7.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlge-
biet keine Organisation hat, können die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge auch durch die im 
gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
oder durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkrei-
ses Dahme-Spreewald wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
bestimmt werden.

7.3 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergrup-
pe sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wähler-
gruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wäh-
lergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer 
Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts 
im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhän-
gerinnen und Anhänger (Anhängerinnen- und Anhän-
gerversammlung) der Wählergruppe in geheimer Ab-
stimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch 
Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder An-
hängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind 
(Delegiertenversammlung). Die Ausführungen zu Num-
mer 7.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wäh-
lergruppen entsprechend.

7.4 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenverei-
nigung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemein-
samen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung in ge-
heimer Abstimmung bestimmt worden sein; im Übrigen 
gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinnge-
mäß.

7.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerin-
nen und Anhänger oder Delegierten von dem zuständigen 
Vorstand der Partei oder politischen Vereinigung oder der 
oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe mit 
einer mindestens dreitägigen Frist entweder einzeln 
oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimm-
berechtigte Teilnehmer der Versammlung ist für die ge-
heime Wahl der Bewerberinnen und Bewerber sowie 
der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und Bewerbern 
ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, 
Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Ab-
stimmung beteiligen.

7.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder 
Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift nach 
dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 
4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag bei-
zufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, 
die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der 
geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin 
oder der Leiter der Versammlung und zwei von der 
Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzli-
chen Mindestanforderungen an eine demokratische Auf-
stellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 
Absatz 5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8. Unterstützungsunterschriften
8.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungs-

unterschriften
8.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereini-

gungen, die am 9. September 2013 aufgrund eines zu-
rechenbaren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bundes-
tag oder im 5. Landtag Brandenburg durch mindestens 
eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder 
durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten 
Abgeordneten oder im Kreistag des Landkreises Dahme-
Spreewald durch mindestens eine Kreistagsabgeordne-
te oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung Schönwald durch min-
destens eine Gemeindevertreterin oder durch mindes-
tens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl unun-
terbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Sep-
tember 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Kreistag des Landkreises Dahme-Spreewald 
durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch 
mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der 
Gemeindevertretung Schönwald durch mindestens eine 
Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen Ge-
meindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit.

8.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
ferner nicht für Listenvereinigungen, wenn mindestens 
eine der an ihr beteiligten Gruppierungen wenigstens 
eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 genannten Voraus-
setzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis er-
füllt.

8.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund 
eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkrei-
ses Dahme-Spreewald oder in der Gemeindevertretung 
Schönwald vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der 
ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemeinde-
vertretung Schönwald, so ist auch die Partei, politische 
Vereinigung oder Wählergruppe, für die sie oder er bei 
der Wahl zur Gemeindevertretung Schönwald antritt, von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften be-
freit, wenn sie oder er aufgrund eines Wahlvorschlages 
dieser Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder zum ehrenamt-
lichen Bürgermeister der Gemeinde Schönwald gewählt 
worden ist. 

8.2 Wichtige Hinweise
8.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-

einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 8.1 von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit 
ist, sind

 - im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags 
mindestens 5 Unterstützungs-unterschriften von im 
Wahlgebiet wahlberechtigten Personen, beizufügen.

8.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift 
der wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum 

 Mittwoch, den 19. März 2014, 16:00 Uhr, 
 bei der
 Wahlbehörde, Amt Unterspreewald,
 Einwohnermeldeamt: Hauptstraße 41, 15938 Golßen 

oder
 Einwohnermeldeamt: Hauptstraße 49, 15910 Schön-

wald
 zu leisten.
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 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer eh-
renamtlichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamt-
lichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin oder 
einem Notar oder einer anderen zur Beglaubigung 
von Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet wer-
den. Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebe-
nen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind 
der Wahlbehörde (Amt Unterspreewald, Hauptstand-
ort: Hauptstraße 41, 15938 Golßen-Einwohnermeldeamt 
oder. Nebenstelle: Hauptstraße 49, 15910 Schönwald- 
Einwohnermeldeamt) spätestens bis zum 

 Mittwoch, den 19. März 2014, 16:00 Uhr, 
 vorzulegen.
 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind 

auf den von mir aufgelegten oder ausgegebenen amt-
lichen Formblättern für Unterschriftenlisten nach dem 
Muster der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgK-
WahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen:

8.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des 
Wahlvorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, 
Amt Unterspreewald, Hauptstandort: Hauptstraße 41, 
15938 Golßen oder Nebenstandort: Hauptstraße 49, 
15910 Schönwald in den Einwohnerämtern aufgelegt.

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie 
Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben. Da-
neben ist beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen 
Vereinigung, Wählergruppe oder Listenvereinigung 
deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wendet, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schrift-
liche Erklärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 Bbg-
KWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung 
der Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin-
nen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind fer-
ner auch die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbe-
zeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzu-
geben.

 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvor-
schlag“ anzugeben.

 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich 
unter den vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche 
Formblätter für die Unterzeichnung des Wahlvorschlags 
bei einer ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder einem eh-
renamtlichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin 
oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglaubi-
gung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, 
Wählergruppen oder Listen-vereinigungen dürfen erst 
nach der Bestimmung der Bewerberinnen und Bewerber 
sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunter-
schriften sind ungültig.

8.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahl-
vorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Ge-
meinde Schönwald unterzeichnen. Hat eine Person für 
diese Wahl mehr als einen Wahlvorschlag unterzeichnet, 
so sind sämtliche von ihr für diese Wahl geleisteten Un-
terstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6 Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dürfen nur von den 
in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigten Perso-
nen unterzeichnet werden. 

8.2.7 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahl-
vorschlags durch die Bewerberinnen und Bewerber 
selbst ist unzulässig.

8.2.8 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, 
Tag der Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Per-

son sowie das Datum der Unterschriftsleistung anzuge-
ben. Die unterzeichnende Person hat sich vor der Unter-
schriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.9 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen 
Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, 
kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, 
die die Unterschriftsleistung vornimmt. Eine wahlberechtig-
te Person, die wegen einer Behinderung nicht in der Lage 
ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf Antrag die 
Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor einer oder 
einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag 
kann bis Montag, den 17. März 2014, 16:00 Uhr, schriftlich 
bei der Wahlbehörde gestellt werden.

8.2.10 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner, die die Unterstützungs-
unterschrift auf der von mir aufgelegten oder ausgege-
benen Unterschriftenliste leisten, zu vermerken, dass sie 
im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung 
wahlberechtigt sind. 

9. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014, 

12:00 Uhr, können Mängel, die sich auf die Zahl und 
Reihenfolge der Bewerberinnen und Bewerber beziehen, 
nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungsunter-
schriften nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche 
gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangel-
haft bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht 
feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der Wahl-
vorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung 
über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 
BbgKWahlG) beseitigt werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt am 24.03.2014, 19:00 Uhr 

im Sitzungsraum Hauptstraße 49, 15910 Schönwald in 
öffentlicher Sitzung über die Zulassung der Wahlvor-
schläge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG sowie  
§§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder 
des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde 
Schönwald

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 
und 5.4, 6, 7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung 
der Gemeinde Schönwald gelten für die Wahl der eh-
renamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters der Gemeinde Schönwald mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß: 

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten.

 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 
Wahlvorschlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürger-
meisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters be-
nannt sein.

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
nicht für die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung 
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oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nach § 70 
Absatz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind mindestens 20 Un-
terstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gelten 
die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 
8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

C. Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des 
Ortsteils Schönwalde

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 
5.4, 6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeinde-
vertretung der Gemeinde Schönwald gelten für die Wahl 
der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Ortsteils 
Schönwalde mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1. Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Schönwalde ist das Gebiet 
dieses Ortsteils. 

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Schönwalde ihren ständigen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht 
werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten. Jede Bewerberin und jeder Bewerber 
darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl der Ortsvor-
steherin oder des Ortsvorstehers benannt sein. 

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei 
sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl 
antritt.

4. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 
4 BbgKWahlV abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Schönwald wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
oder deren Delegierte können auch die Bewerberin oder 
den Bewerber für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Schönwalde bestimmen, 
sofern die Anzahl der im Ortsteil Schönwald wahlberech-
tigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder 
Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederver-
sammlung ausreicht. 

 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemein-
de Schönwald wahlberechtigten Mitglieder nicht für die 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gel-
ten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 7.2 ent-
sprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen. 

7. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
nicht für die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

8. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereini-
gung, einer Wählergruppe, einer Listen-vereinigung, einer 
Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die oder 
der nicht von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit ist, sind mindestens 6 Unterstützungs-
unterschriften beizufügen. Im Übrigen gelten die Ausfüh-
rungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 8.2.2 bis 
8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

D. Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des 
Ortsteils Waldow/Brand

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 
5.4, 6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeinde-
vertretung der Gemeinde Schönwald gelten für die Wahl 
der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Ortsteils 
Waldow/Brand mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1. Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Waldow/Brand das Gebiet 
dieses Ortsteils. 

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Waldow/Brand ihren ständi-

gen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 

5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht 
werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten. Jede Bewerberin und jeder Bewerber 
darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl der Ortsvor-
steherin oder des Ortsvorstehers benannt sein.

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei 
sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl 
antritt.

4. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 
4 BbgKWahlV abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Schönwald wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
oder deren Delegierte können auch die Bewerberin oder 
den Bewerber für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Waldow/Brand bestimmen, 
sofern die Anzahl der im Ortsteil Friedrichshof wahlbe-
rechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung 
oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitglie-
derversammlung ausreicht.

 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemein-
de Schönwald wahlberechtigten Mitglieder nicht für die 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gel-
ten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 7.2 ent-
sprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

7. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
nicht für die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

8. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereini-
gung, einer Wählergruppe, einer Listen-vereinigung, einer 
Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die oder 
der nicht von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit ist, sind mindestens 6 Unterstützungs-
unterschriften beizufügen. Im Übrigen gelten die Ausfüh-
rungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 8.2.2 bis 
8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderli-

chen Vordrucke werden von mir beschafft und können bei 
mir angefordert werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Unterspreewald
gez. Annegret Leißner
________________________________________________________

Hiermit werden gem. § 39 Abs.3 BbgKVerf nachfolgende Be-
schlüsse, welche in der Sitzung der Gemeindevertretung vom 
20.01.2014 gefasst wurden, in ortsüblicher Weise in ihrem we-
sentlichen Inhalt öffentlich bekannt gemacht:
Beschlussnummer: 2-2014
Tenor: Genehmigung der Eilentscheidung nach  

§ 58 Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg - eine überplanmäßige Aus-
gabe nach § 70 KVerf - Sonderamtsumlage 
Kita/Hort

Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  11
 Davon anwesend:  8
 Ja:  8
 Nein:  0
 Enthaltung: 0
 Befangen:  0
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Beschlussnummer: 4-2014
Tenor: Öffentlich-rechtlicher Vertrag zur Rekulti-

vierung der Altablagerung „Deponie Wal-
dow/Brand mit Fäkalbecken“ 

Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  11
 Davon anwesend:  8
 Ja:  8
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0
 

Gemeinde Steinreich

Wahlen
- der Gemeindevertretung der Gemeinde Steinreich,
- der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Steinreich,
- der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des 

Ortsteils Glienig und,
- der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des 

Ortsteils Sellendorf,

am 25. Mai 2014
 Bekanntmachung der Wahlleiterin
 vom 21.01.2014
Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kom-
munalwahlgesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der 
Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) 
mache ich Folgendes bekannt:
I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie 

die Wahlzeit
 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die 

Wahlzeit der landesweiten Kommunalwahlen 2014 vom 
4. September 2013 finden die Wahlen (Hauptwahlen)

 -  der Gemeindevertretung der Gemeinde Steinreich mit 
dem Ortsteil Glienig mit den Gemeindeteilen Damsdorf 
und Schenkendorf und dem Ortsteil Sellendorf mit den 
Gemeindeteilen Hohendorf und Schöneiche, 

 -  der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Steinreich mit 
dem Ortsteil Glienig mit den Gemeindeteilen Damsdorf 
und Schenkendorf und dem Ortsteil Sellendorf mit den 
Gemeindeteilen Hohendorf und Schöneiche,

 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Glienig und

 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Sellendorf

 am Sonntag, den 25. Mai 2014 in der Zeit von 8:00
 bis 18:00 Uhr 
 sowie
 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
 -  der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des  

ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Stein-
reich

 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Glienig

 -  der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Orts-
teils Sellendorf

 am Sonntag, den 15. Juni 2014 in der Zeit von 8:00 bis 
18:00 Uhr statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
 Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die 

vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsver-
ordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 
2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die Wahlvorschläge für diese 
Wahlen möglichst frühzeitig einzureichen. Ergänzend 
hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Stein-
reich

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen 
und Gemeindevertreter 

 Es sind insgesamt 8 Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter zu wählen.

2. Wahlkreise
 Die Gemeindevertretung Steinreich hat durch Beschluss 

das Wahlgebiet in einen Wahlkreis eingeteilt.
3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Ver-

einigungen und Wählergruppen sowie Einzelbewer-
berinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und 
Wählergruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag 
als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich jedoch 
bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; 
die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen 
eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig einge-
reicht werden. Sie müssen spätestens bis zum

 Donnerstag, den 20. März 2014, 12:00 Uhr, 
 bei der
 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Unter-

spreewald 
 Amt Unterspreewald, Hauptstraße 49, 15910 Schönwald
 schriftlich eingereicht werden.
4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammen-

zuschließen, ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des 
Amtes Unterspreewald durch die für das Wahlgebiet 
zuständigen Organe aller am Zusammenschluss Betei-
ligten spätestens bis zum Donnerstag, den 20. März 
2014, 12:00 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung 
der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierun-
gen muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen 
von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet 
zuständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzen-
den oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, 
bei Wählergruppen von der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5. Inhalt der Wahlvorschläge
5.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 

5a zu § 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht wer-
den. Sie müssen enthalten

 a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder 
die Tätigkeit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die 
Staatsangehörigkeit und die Anschrift einer jeden Bewer-
berin und eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihen-
folge,

 b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen 
Vereinigung den vollständigen Namen der einreichenden 
Partei oder politischen Vereinigung und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; der im Wahl-
vorschlag angegebene Name der Partei oder politischen 
Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

 c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Na-
men der einreichenden Wählergruppe und, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; aus dem 
Namen muss hervorgehen, dass es sich um eine Wäh-
lergruppe handelt; der Name und die etwaige Kurzbe-
zeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder 
politischen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung 
enthalten,

 d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Na-
men der Listenvereinigung und,

 sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; 
zusätzlich sind die Namen und, 

 sofern vorhanden, auch die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Parteien, politischen Vereinigungen und 
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Wählergruppen anzugeben,
 e) den Namen des Wahlgebietes.
 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 

Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e 
bezeichneten Angaben enthalten.

5.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin 
oder einen Bewerber enthalten.

 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchs-
tens insgesamt 12 Bewerberinnen und Bewerber enthal-
ten.

5.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und 
Telekommunikationsanschluss der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
Als Vertrauensperson kann auch eine Bewerberin oder 
ein Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und 
die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, be-
rechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag 
abzugeben und entgegenzunehmen.

5.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Ver-
einigung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für 
das Wahlgebiet zuständigen Vorstandes, darunter der 
oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertre-
tungsberechtigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. 
Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss von 
jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung 
und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-
zelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

5.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 

Wahlvorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der 
Gemeinde Steinreich benannt sein. Die Bewerberin oder 
der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf 
nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem 
eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin 
oder Bewerber

6.1 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem 
Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, 
Wählergruppe oder Listenvereinigung ist an folgende 
Voraussetzungen geknüpft:

 a) Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 
BbgKWahlG wählbar sein.

 b) Die Bewerberin oder der Bewerber muss durch eine 
Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden 
sein (siehe Nummer 7).

 c) Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benen-
nung auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. 
Die Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu 
§ 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird 
der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat die 
Bewerberin oder der Bewerber in der Zustimmungserklä-
rung zudem ihre oder seine Parteimitgliedschaften anzu-
geben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos ist.

 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen 
gelten ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbe-
werber.

6.2 Zur Wählbarkeit
6.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deut-

schen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundge-
setzes, die

 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

 - seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-

digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
 - gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 

ist oder
 - infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähig-

keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.
6.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbür-

gern
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle 

Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union (Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, 
Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kro-
atien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlan-
de, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 
Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, 
Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und 
Nordirland sowie Republik Zypern), die

 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

 - seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 
Absatz 3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

 - gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

 - infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutsch-
land die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter nicht besitzt oder

 - infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallent-
scheidung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit 
nicht besitzt.

6.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und 
für jeden Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde 
nach dem Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Num-
mer 2 BbgKWahlV einzureichen, dass die vorgeschlage-
ne Bewerberin oder der vorgeschlagene Bewerber wähl-
bar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich 
ihre Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen 
mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine 
Versicherung an Eides statt nach dem Muster der An-
lage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über 
ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass 
sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wähl-
barkeit ausgeschlossen sind.

7. Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber ge-
mäß § 33 BbgKWahlG

7.1 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder 
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen 
in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusam-
mentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in 
geheimer Abstimmung bestimmt worden sein (Mitglie-
derversammlung). Dies kann auch durch Delegierte ge-
schehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte 
in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden 
sind (Delegiertenversammlung). 

7.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlge-
biet keine Organisation hat, können die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge auch durch die im 
gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
oder durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkrei-
ses Dahme-Spreewald wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
bestimmt werden.

7.3 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergrup-
pe sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wähler-
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gruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wäh-
lergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer 
Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts 
im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhän-
gerinnen und Anhänger (Anhängerinnen- und Anhän-
gerversammlung) der Wählergruppe in geheimer Ab-
stimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch 
Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder An-
hängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind 
(Delegiertenversammlung). Die Ausführungen zu Num-
mer 7.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wäh-
lergruppen entsprechend.

7.4 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenverei-
nigung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemein-
samen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung in ge-
heimer Abstimmung bestimmt worden sein; im Übrigen 
gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinnge-
mäß.

7.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerin-
nen und Anhänger oder Delegierten von dem zuständigen 
Vorstand der Partei oder politischen Vereinigung oder der 
oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe mit 
einer mindestens dreitägigen Frist entweder einzeln 
oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimm-
berechtigte Teilnehmer der Versammlung ist für die ge-
heime Wahl der Bewerberinnen und Bewerber sowie 
der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und Bewerbern 
ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, 
Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Ab-
stimmung beteiligen.

7.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder 
Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift nach 
dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 
4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag bei-
zufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, 
die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der 
geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin 
oder der Leiter der Versammlung und zwei von der 
Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzli-
chen Mindestanforderungen an eine demokratische Auf-
stellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 
Absatz 5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8. Unterstützungsunterschriften
8.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungs-

unterschriften
8.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereini-

gungen, die am 9. September 2013 aufgrund eines zu-
rechenbaren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bundes-
tag oder im 5. Landtag Brandenburg durch mindestens 
eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder 
durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten 
Abgeordneten oder im Kreistag des Landkreises Dahme-
Spreewald durch mindestens eine Kreistagsabgeordne-
te oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung Steinreich durch min-
destens eine Gemeindevertreterin oder durch mindes-
tens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl unun-
terbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Sep-
tember 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Kreistag des Landkreises Dahme-Spreewald 
durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch 

mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der 
Gemeindevertretung Steinreich durch mindestens eine 
Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen Ge-
meindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit.

8.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
ferner nicht für Listenvereinigungen, wenn mindestens 
eine der an ihr beteiligten Gruppierungen wenigstens 
eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 genannten Voraus-
setzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis er-
füllt.

8.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund 
eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkrei-
ses Dahme-Spreewald oder in der Gemeindevertretung 
Steinreich vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der 
ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemeinde-
vertretung Steinreich, so ist auch die Partei, politische 
Vereinigung oder Wählergruppe, für die sie oder er bei 
der Wahl zur Gemeindevertretung Steinreich antritt, von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften be-
freit, wenn sie oder er aufgrund eines Wahlvorschlages 
dieser Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder zum ehrenamt-
lichen Bürgermeister der Gemeinde Steinreich gewählt 
worden ist. 

8.2 Wichtige Hinweise
8.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-

einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 8.1 von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit 
ist, sind

 - im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags 
mindestens 3 Unterstützungs-unterschriften von im 
Wahlgebiet wahlberechtigten Personen, beizufügen.

8.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift 
der wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum 

 Mittwoch, den 19. März 2014, 16 Uhr, 
 bei der
 Wahlbehörde, Amt Unterspreewald,
 Einwohnermeldeamt: Hauptstraße 41, 15938 Golßen 

oder
 Einwohnermeldeamt: Hauptstraße 49, 15910 Schön-

wald
 zu leisten.
 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer eh-

renamtlichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamt-
lichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin oder 
einem Notar oder einer anderen zur Beglaubigung von 
Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet werden. 
Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen 
Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde (Amt Unterspreewald, Hauptstandort: 
Hauptstraße 41, 15938 Golßen - Einwohnermeldeamt 
oder Nebenstelle: Hauptstraße 49, 15910 Schönwald 
-Einwohnermeldeamt) spätestens bis zum 

 Mittwoch, den 19. März 2014, 16:00 Uhr, 
 vorzulegen.
 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind 

auf den von mir aufgelegten oder ausgegebenen amt-
lichen Formblättern für Unterschriftenlisten nach dem 
Muster der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgK-
WahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu erbrin-
gen:

8.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des 
Wahlvorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, 
Amt Unterspreewald, Hauptstandort: Hauptstraße 41, 
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15938 Golßen oder Nebenstandort: Hauptstraße 49, 
15910 Schönwald in den Einwohnerämtern aufgelegt.

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie 
Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben. Da-
neben ist beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen 
Vereinigung, Wählergruppe oder Listenvereinigung 
deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wendet, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schrift-
liche Erklärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 Bbg-
KWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung 
der Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin-
nen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind fer-
ner auch die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbe-
zeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzu-
geben.

 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvor-
schlag“ anzugeben.

 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich 
unter den vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche 
Formblätter für die Unterzeichnung des Wahlvorschlags 
bei einer ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder einem eh-
renamtlichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin 
oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglaubi-
gung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, 
Wählergruppen oder Listen-vereinigungen dürfen erst 
nach der Bestimmung der Bewerberinnen und Bewerber 
sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunter-
schriften sind ungültig.

8.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahl-
vorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Ge-
meinde Steinreich unterzeichnen. Hat eine Person für 
diese Wahl mehr als einen Wahlvorschlag unterzeichnet, 
so sind sämtliche von ihr für diese Wahl geleisteten Un-
terstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6 Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dürfen nur von den 
in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigten Perso-
nen unterzeichnet werden. 

8.2.7 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahl-
vorschlags durch die Bewerberinnen und Bewerber 
selbst ist unzulässig.

8.2.8 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, 
Tag der Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Per-
son sowie das Datum der Unterschriftsleistung anzuge-
ben. Die unterzeichnende Person hat sich vor der Unter-
schriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.9 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperli-
chen Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftsleis-
tung bedarf, kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsper-
son) bestimmen, die die Unterschriftsleistung vornimmt. 
Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behinde-
rung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch 
Erklärung vor einer oder einem Beauftragten der Wahl-
behörde ersetzen. Der Antrag kann bis Montag, den  
17. März 2014, 16:00 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehör-
de gestellt werden.

8.2.10 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner, die die Unterstützungs-
unterschrift auf der von mir aufgelegten oder ausgege-
benen Unterschriftenliste leisten, zu vermerken, dass sie 
im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung 
wahlberechtigt sind. 

9. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014, 

12:00 Uhr, können Mängel, die sich auf die Zahl und 
Reihenfolge der Bewerberinnen und Bewerber beziehen, 
nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungsunter-
schriften nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche 
gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangel-
haft bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht 
feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der Wahl-
vorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung 
über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 
BbgKWahlG) beseitigt werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt am 24.03.2014, 19:00 Uhr 

im Sitzungsraum Hauptstraße 49, 15910 Schönwald in 
öffentlicher Sitzung über die Zulassung der Wahlvor-
schläge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG sowie  
§§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Stein-
reich

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 
und 5.4, 6, 7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertre-
tung der Gemeinde Steinreich gelten für die Wahl der eh-
renamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters der Gemeinde Steinreich mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß: 

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten.

 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 
Wahlvorschlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürger-
meisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters be-
nannt sein.

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
nicht für die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listen-vereinigung 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nach § 70 
Absatz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind mindestens 16 Un-
terstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gel-
ten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 
8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

C. Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers 
des Ortsteils Glienig

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 
und 5.4, 6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Ge-
meindevertretung der Gemeinde Steinreich gelten für die 
Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des 
Ortsteils Glienig mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1. Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Glienig mit den Gemeinde-
teilen Damsdorf und Schenkendorf, ist das Gebiet dieses 
Ortsteils.

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Glienig ihren ständigen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
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3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten. Jede Bewerberin und jeder Bewer-
ber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl der 
Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers benannt sein.

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

4. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 4 BbgKWahlV abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Steinreich wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergrup-
pe oder deren Delegierte können auch die Bewerberin 
oder den Bewerber für die Wahl der Ortsvorsteherin oder 
des Ortsvorstehers des Ortsteils Glienig bestimmen, so-
fern die Anzahl der im Ortsteil Glienig wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wäh-
lergruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederver-
sammlung ausreicht.

 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemein-
de Steinreich wahlberechtigten Mitglieder nicht für die 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 7.2 
entsprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

7. Dem Wahlvorschlag sind keine Unterstützungsunter-
schriften beizufügen.

D. Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers 
des Ortsteils Sellendorf

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 
und 5.4, 6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Ge-
meindevertretung der Gemeinde Steinreich gelten für die 
Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des 
Ortsteils Sellendorf mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1. Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Sellendorf mit den Gemein-
deteilen Hohendorf und Schöneiche ist das Gebiet die-
ses Ortsteils. 

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Sellendorf ihren ständigen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten. Jede Bewerberin und jeder Bewer-
ber darf nur auf einem Wahlvorschlag für die Wahl der 
Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers benannt sein. 

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

4. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 4 BbgKWahlV abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Steinreich wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergrup-
pe oder deren Delegierte können auch die Bewerberin 
oder den Bewerber für die Wahl der Ortsvorsteherin oder 
des Ortsvorstehers des Ortsteils Sellendorf bestimmen, 
sofern die Anzahl der im Ortsteil Sellendorf wahlberech-
tigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder 
Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitglieder-

versammlung ausreicht. 
 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemein-

de Steinreich wahlberechtigten Mitglieder nicht für die 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 7.2 
entsprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

7. Dem Wahlvorschlag sind keine Unterstützungsunter-
schriften beizufügen.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderli-

chen Vordrucke werden von mir beschafft und können 
bei mir angefordert werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Unterspreewald
gez. Annegret Leißner
________________________________________________________

Hiermit werden gemäß § 39 (3) BbgKVerf nachfolgende Be-
schlüsse, welche in der Sitzung der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Steinreich vom 16.01.2014 gefasst wurden, in orts-
üblicher Weise in ihrem wesentlichen Inhalt öffentlich bekannt 
gemacht:

- öffentlicher Teil - 
Beschlussnummer: 1-2014
Tenor: Stellungnahme im förmlichen Beteiligungs-

verfahren nach § 10 Abs. 1 Raumord-
nungsgesetz i.V.m. § 2 Abs. 3 Gesetz zur 
Regionalplanung und zur Braunkohlen- und 
Sanierungsplanung zum 2. Entwurf des Re-
gionalplans Havelland-Fläming 2020 vom 
24.10.2013

Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder: 9
 Davon anwesend: 4
 Ja: 4
 Nein: 0
 Enthaltung: 0
 Befangen: 0

Beschlussnummer: 2-2014
Tenor: Stellungnahme zum Bauvorhaben: Verle-

gung eines Mittelspannungskabels von Alt-
golßen nach Sellendorf und Demontage der 
Freileitungen inkl. aller Masten 

Abstimmungs-
ergebnis:  Gesetzl. Anzahl der Mitglieder: 9
 Davon anwesend: 4
 Ja: 4
 Nein: 0
 Enthaltung: 0
 Befangen: 0

Beschlussnummer: 3-2014 
Tenor: Zustimmung zur Nutzung gemeindeeigener 

Grundstücke im Rahmen des Bauvorha-
bens „Ausbaustrecke Berlin-Dresden, PA 
4.2 Golßen (e) - Bf Luckau-Uckro (a) in Bahn 
- km 60,5 bis 75,00 der Eisenbahnstrecke 
6135 Berlin - Elsterwerda“ für erforderliche 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der 
Gemeinde Steinreich 

Abstimmungs-
ergebnis:  Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  9
 Davon anwesend: 4
 Ja: 4
 Nein: 0
 Enthaltung: 0
 Befangen: 0
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Gemeinde Unterspreewald

Wahlen
- der Gemeindevertretung der Gemeinde Unterspree-

wald,
- der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Unterspree-
wald,

- des Ortsbeirats des Ortsteils Neu Lübbenau,
- des Ortsbeirats des Ortsteils Neuendorf am See und
- des Ortsbeirats des Ortsteils Leibsch

am 25. Mai 2014
 Bekanntmachung der Wahlleiterin
 vom 21.01.2014
Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kom-
munalwahlgesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der 
Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) 
mache ich Folgendes bekannt:
I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie 

die Wahlzeit
 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die 

Wahlzeit der landesweiten Kommunalwahlen 2014 vom 
4. September 2013 finden die Wahlen (Hauptwahlen)

 -  der Gemeindevertretung der Gemeinde Unterspree-
wald, 

 -  der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Unterspree-
wald,

 - des Ortsbeirats des Ortsteils Neu Lübbenau,
 - des Ortsbeirats des Ortsteils Neuendorf am See und
 - des Ortsbeirats des Ortsteils Leibsch
 am Sonntag, den 25. Mai 2014 in der Zeit von 8:00 bis 

18:00 Uhr 
 sowie
 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
 -  der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamt-

lichen Bürgermeisters der Gemeinde Unterspreewald
 am Sonntag, den 15. Juni 2014 in der Zeit von 8:00 bis 

18:00 Uhr statt.
II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
 Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die 

vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsver-
ordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 
2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die Wahlvorschläge für diese 
Wahlen möglichst frühzeitig einzureichen. Ergänzend 
hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Unter-
spreewald

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen 
und Gemeindevertreter 

 Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreterinnen und Ge-
meindevertreter zu wählen.

2. Wahlkreise
 Die Gemeindevertretung Unterspreewald hat durch Be-

schluss das Wahlgebiet in einen Wahlkreis eingeteilt.
3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Ver-

einigungen und Wählergruppen sowie Einzelbewer-
berinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und 
Wählergruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag 
als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich jedoch 
bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; 
die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen 
eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig einge-
reicht werden. Sie müssen spätestens bis zum

 Donnerstag, den 20. März 2014, 12:00 Uhr, 

 bei der
 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Unter-

spreewald 
 Amt Unterspreewald, Hauptstraße 49, 15910 Schönwald
 schriftlich eingereicht werden.
4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammen-

zuschließen, ist der Wahlleiterin für die Gemeinden des 
Amtes Unterspreewald durch die für das Wahlgebiet 
zuständigen Organe aller am Zusammenschluss Betei-
ligten spätestens bis zum Donnerstag, den 20. März 
2014, 12:00 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung 
der an dem Zusammenschluss beteiligten Gruppierun-
gen muss bei Parteien oder politischen Vereinigungen 
von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet 
zuständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzen-
den oder einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, 
bei Wählergruppen von der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe unterzeichnet sein.

5. Inhalt der Wahlvorschläge
5.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 

5a zu § 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht wer-
den. Sie müssen enthalten

 a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder 
die Tätigkeit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die 
Staatsangehörigkeit und die Anschrift einer jeden Bewer-
berin und eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihen-
folge,

 b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen 
Vereinigung den vollständigen Namen der einreichenden 
Partei oder politischen Vereinigung und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; der im Wahl-
vorschlag angegebene Name der Partei oder politischen 
Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

 c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Na-
men der einreichenden Wählergruppe und, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; aus dem 
Namen muss hervorgehen, dass es sich um eine Wäh-
lergruppe handelt; der Name und die etwaige Kurzbe-
zeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder 
politischen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung 
enthalten,

 d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Na-
men der Listenvereinigung und,

 sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; 
zusätzlich sind die Namen und, 

 sofern vorhanden, auch die Kurzbezeichnungen der an 
ihr beteiligten Parteien, politischen Vereinigungen und 
Wählergruppen anzugeben,

 e) den Namen des Wahlgebietes.
 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 

Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e 
bezeichneten Angaben enthalten.

5.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin 
oder einen Bewerber enthalten.

 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchs-
tens insgesamt 15 Bewerberinnen und Bewerber enthal-
ten.

5.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und 
Telekommunikationsanschluss der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
Als Vertrauensperson kann auch eine Bewerberin oder 
ein Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und 
die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, be-
rechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag 
abzugeben und entgegenzunehmen.

5.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Ver-
einigung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für 
das Wahlgebiet zuständigen Vorstandes, darunter der 



- 42 -Amt Unterspreewald Nr. 2/2014

oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertre-
tungsberechtigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. 
Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss von 
jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung 
und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-
zelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

5.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 

Wahlvorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der 
Gemeinde Unterspreewald benannt sein. Die Bewerberin 
oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer Partei 
darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit ei-
nem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin 
oder Bewerber

6.1 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem 
Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, 
Wählergruppe oder Listenvereinigung ist an folgende 
Voraussetzungen geknüpft:

 a) Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 
BbgKWahlG wählbar sein.

 b) Die Bewerberin oder der Bewerber muss durch eine 
Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden 
sein (siehe Nummer 7).

 c) Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benen-
nung auf dem Wahlvorschlag schriftlich zustimmen. 
Die Zustimmung ist nach dem Muster der Anlage 7a zu 
§ 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. Wird 
der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat die 
Bewerberin oder der Bewerber in der Zustimmungserklä-
rung zudem ihre oder seine Parteimitgliedschaften anzu-
geben oder zu erklären, dass sie oder er parteilos ist.

 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen 
gelten ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbe-
werber.

6.2 Zur Wählbarkeit
6.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deut-

schen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundge-
setzes, die

 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

 - seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 
BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

 - gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

 - infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähig-
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbür-
gern

 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union (Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, 
Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kro-
atien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlan-
de, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 
Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, 
Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und 
Nordirland sowie Republik Zypern), die

 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

 - seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 
Absatz 3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

 - gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

 - infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutsch-
land die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter nicht besitzt oder

 - infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallent-
scheidung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit 
nicht besitzt.

6.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und 
für jeden Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde 
nach dem Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Num-
mer 2 BbgKWahlV einzureichen, dass die vorgeschlage-
ne Bewerberin oder der vorgeschlagene Bewerber wähl-
bar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich 
ihre Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen 
mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine 
Versicherung an Eides statt nach dem Muster der An-
lage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über 
ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass 
sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wähl-
barkeit ausgeschlossen sind.

7. Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber ge-
mäß § 33 BbgKWahlG

7.1 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder 
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen 
in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusam-
mentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in 
geheimer Abstimmung bestimmt worden sein (Mitglie-
derversammlung). Dies kann auch durch Delegierte ge-
schehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte 
in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden 
sind (Delegiertenversammlung). 

7.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlge-
biet keine Organisation hat, können die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge auch durch die im 
gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
oder durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkrei-
ses Dahme-Spreewald wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
bestimmt werden.

7.3 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergrup-
pe sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wähler-
gruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wäh-
lergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer 
Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts 
im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhän-
gerinnen und Anhänger (Anhängerinnen- und Anhän-
gerversammlung) der Wählergruppe in geheimer Ab-
stimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch 
Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder An-
hängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind 
(Delegiertenversammlung). Die Ausführungen zu Num-
mer 7.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wäh-
lergruppen entsprechend.

7.4 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenverei-
nigung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemein-
samen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung in ge-
heimer Abstimmung bestimmt worden sein; im Übrigen 
gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinnge-
mäß.

7.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerin-
nen und Anhänger oder Delegierten von dem zuständigen 
Vorstand der Partei oder politischen Vereinigung oder der 
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oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe mit 
einer mindestens dreitägigen Frist entweder einzeln 
oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimm-
berechtigte Teilnehmer der Versammlung ist für die ge-
heime Wahl der Bewerberinnen und Bewerber sowie 
der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und Bewerbern 
ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, 
Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Ab-
stimmung beteiligen.

7.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder 
Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift nach 
dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 
4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag bei-
zufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, 
die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der 
geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin 
oder der Leiter der Versammlung und zwei von der 
Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzli-
chen Mindestanforderungen an eine demokratische Auf-
stellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 
Absatz 5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8. Unterstützungsunterschriften
8.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungs-

unterschriften
8.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereini-

gungen, die am 9. September 2013 aufgrund eines zu-
rechenbaren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bundes-
tag oder im 5. Landtag Brandenburg durch mindestens 
eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder 
durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten 
Abgeordneten oder im Kreistag des Landkreises Dahme-
Spreewald durch mindestens eine Kreistagsabgeordne-
te oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in der Gemeindevertretung Unterspreewald durch 
mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch min-
destens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl 
ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Sep-
tember 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Kreistag des Landkreises Dahme-Spreewald 
durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch 
mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der 
Gemeindevertretung Unterspreewald durch mindestens 
eine Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen 
Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit.

8.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
ferner nicht für Listenvereinigungen, wenn mindestens 
eine der an ihr beteiligten Gruppierungen wenigstens 
eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 genannten Voraus-
setzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis er-
füllt.

8.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund 
eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkreises 
Dahme-Spreewald oder in der Gemeindevertretung Un-
terspreewald vertreten sind, sind von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der 
ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Gemeindever-
tretung Unterspreewald, so ist auch die Partei, politische 
Vereinigung oder Wählergruppe, für die sie oder er bei 

der Wahl zur Gemeindevertretung Unterspreewald antritt, 
von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
befreit, wenn sie oder er aufgrund eines Wahlvorschlages 
dieser Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder zum ehrenamt-
lichen Bürgermeister der Gemeinde Unterspreewald ge-
wählt worden ist. 

8.2 Wichtige Hinweise
8.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-

einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 8.1 von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit 
ist, sind

 -  im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags 
mindestens 5 Unterstützungs-unterschriften von im 
Wahlgebiet wahlberechtigten Personen, beizufügen.

8.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift 
der wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum 

 Mittwoch, den 19. März 2014, 16:00 Uhr, 
 bei der
 Wahlbehörde, Amt Unterspreewald,
 Einwohnermeldeamt: Hauptstraße 41, 15938 Golßen 

oder
 Einwohnermeldeamt: Hauptstraße 49, 15910 Schön-

wald
 zu leisten.
 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer eh-

renamtlichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamt-
lichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin oder 
einem Notar oder einer anderen zur Beglaubigung von 
Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet werden. 
Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen 
Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde (Amt Unterspreewald, Hauptstandort: 
Hauptstraße 41, 15938 Golßen - Einwohnermeldeamt 
oder Nebenstelle: Hauptstraße 49, 15910 Schönwald - 
Einwohnermeldeamt) spätestens bis zum 

 Mittwoch, den 19. März 2014, 16:00 Uhr, 
 vorzulegen.
 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind 

auf den von mir aufgelegten oder ausgegebenen amt-
lichen Formblättern für Unterschriftenlisten nach dem 
Muster der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgK-
WahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu erbrin-
gen:

8.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des 
Wahlvorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, 
Amt Unterspreewald, Hauptstandort: Hauptstraße 41, 
15938 Golßen oder Nebenstandort: Hauptstraße 49, 
15910 Schönwald in den Einwohnerämtern aufgelegt.

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie 
Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben. Da-
neben ist beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen 
Vereinigung, Wählergruppe oder Listenvereinigung 
deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wendet, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schrift-
liche Erklärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 Bbg-
KWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung 
der Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin-
nen und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. 
Beim Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind fer-
ner auch die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbe-
zeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzu-
geben.

 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvor-
schlag“ anzugeben.
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 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich 
unter den vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche 
Formblätter für die Unterzeichnung des Wahlvorschlags 
bei einer ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder einem eh-
renamtlichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin 
oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglaubi-
gung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, 
Wählergruppen oder Listen-vereinigungen dürfen erst 
nach der Bestimmung der Bewerberinnen und Bewerber 
sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunter-
schriften sind ungültig.

8.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahl-
vorschlag für die Wahl zur Gemeindevertretung der Ge-
meinde Unterspreewald unterzeichnen. Hat eine Person 
für diese Wahl mehr als einen Wahlvorschlag unterzeich-
net, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl geleisteten 
Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6 Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dürfen nur von den 
in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigten Perso-
nen unterzeichnet werden. 

8.2.7 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahl-
vorschlags durch die Bewerberinnen und Bewerber 
selbst ist unzulässig.

8.2.8 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, 
Tag der Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Per-
son sowie das Datum der Unterschriftsleistung anzuge-
ben. Die unterzeichnende Person hat sich vor der Unter-
schriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.9 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperli-
chen Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftsleis-
tung bedarf, kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsper-
son) bestimmen, die die Unterschriftsleistung vornimmt. 
Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behinde-
rung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch 
Erklärung vor einer oder einem Beauftragten der Wahl-
behörde ersetzen. Der Antrag kann bis Montag, den  
17. März 2014, 16:00 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehör-
de gestellt werden.

8.2.10 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner, die die Unterstützungs-
unterschrift auf der von mir aufgelegten oder ausgege-
benen Unterschriftenliste leisten, zu vermerken, dass sie 
im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung 
wahlberechtigt sind. 

9. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014, 

12:00 Uhr, können Mängel, die sich auf die Zahl und 
Reihenfolge der Bewerberinnen und Bewerber beziehen, 
nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungsunter-
schriften nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche 
gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangel-
haft bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht 
feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der Wahl-
vorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung 
über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 
BbgKWahlG) beseitigt werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt am 24.03.2014, 19:00 Uhr 

im Sitzungsraum Hauptstraße 49, 15910 Schönwald in 
öffentlicher Sitzung über die Zulassung der Wahlvor-
schläge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG sowie  
§§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Unter-
spreewald

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 

und 5.4, 6, 7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertre-
tung der Gemeinde Unterspreewald gelten für die Wahl 
der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamt-
lichen Bürgermeisters der Gemeinde Unterspreewald mit 
folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten.

 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 
Wahlvorschlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürger-
meisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters be-
nannt sein.

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
nicht für die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listen-vereinigung 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nach § 70 
Absatz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind mindestens 20 Un-
terstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gel-
ten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 
8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

C. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Neu Lübbenau
 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 5.1, 5.3 

bis 5.5, 6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Ge-
meindevertretung der Gemeinde Unterspreewald gelten 
für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Neu Lübbenau 
mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Neu 
Lübbenau ist das Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlge-
biet bildet einen Wahlkreis.

2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu 
wählen.

3. Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4 Bewer-
berinnen und Bewerber enthalten.

4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Neu Lübbenau ihren ständi-
gen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Unterspreewald wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wäh-
lergruppe oder deren Delegierte können auch die Be-
werberinnen und Bewerber sowie ihre Reihenfolge für 
die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Neu Lübbenau be-
stimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Neu Lübbenau 
wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen Verei-
nigung oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer 
Mitgliederversammlung ausreicht.

 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde 
Unterspreewald wahlberechtigten Mitglieder nicht für die 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 7.2 
entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listen-vereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit ist, sind mindestens 3 Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen. 
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 Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
sind auch die Parteien, politischen Vereinigungen und 
Wählergruppen befreit, die am 9. September 2013 auf-
grund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Ortsbei-
rat des Ortsteils Neu Lübbenau durch mindestens ein 
Mitglied seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten 
sind; Entsprechendes gilt für Einzelbewerberinnen und 
Einzelbewerber, die aufgrund eines Einzelwahlvorschlags 
im Ortsbeirat Neu Lübbenau vertreten sind, sowie für Lis-
tenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr betei-
ligten Gruppierungen die eingangs genannte Vorausset-
zung erfüllt.

 Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A 
Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 
8.2.10 sinngemäß.

D. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Neuendorf am See
 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 5.1, 5.3 

bis 5.5, 6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Ge-
meindevertretung der Gemeinde Unterspreewald gelten 
für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Neuendorf am 
See mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Neuendorf am See ist das Gebiet dieses Ortsteils. Das 
Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.

2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu 
wählen.

3. Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4 Bewer-
berinnen und Bewerber enthalten.

4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Neuendorf am See ihren 
ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt ha-
ben.

5. Die in der Gemeinde Unterspreewald wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wäh-
lergruppe oder deren Delegierte können auch die Be-
werberinnen und Bewerber sowie ihre Reihenfolge für 
die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Neu Lübbenau be-
stimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Neu Lübbenau 
wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen Verei-
nigung oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer 
Mitgliederversammlung ausreicht.

 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde 
Unterspreewald wahlberechtigten Mitglieder nicht für die 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 7.2 
entsprechend.

6. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften ent-
fällt.

E. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Leibsch
 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 5.1, 5.3 

bis 5.5, 6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Ge-
meindevertretung der Gemeinde Unterspreewald gelten 
für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Leibsch mit fol-
genden Maßgaben sinngemäß: 

1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Leibsch ist das Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlgebiet 
bildet einen Wahlkreis.

2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu 
wählen.

3. Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4 Bewer-
berinnen und Bewerber enthalten.

4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Leibsch ihren ständigen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Unterspreewald wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wäh-
lergruppe oder deren Delegierte können auch die Bewer-
berinnen und Bewerber sowie ihre Reihenfolge für die 
Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Leibsch bestimmen, 
sofern die Anzahl der im Ortsteil Leibsch wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder 

Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitglieder-
versammlung ausreicht.

 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde 
Unterspreewald wahlberechtigten Mitglieder nicht für die 
Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 7.2 
entsprechend.

6. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften ent-
fällt.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderli-

chen Vordrucke werden von mir beschafft und können 
bei mir angefordert werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Unterspreewald
gez. Annegret Leißner
________________________________________________________

Hiermit werden gem. § 39 Abs.3 BbgKVerf nachfolgende Be-
schlüsse, welche in der Sitzung der Gemeindevertretung vom 
04.12.2013 gefasst wurden, in ortsüblicher Weise in ihrem we-
sentlichen Inhalt öffentlich bekannt gemacht:
Beschlussnummer: 29-2013
Tenor: Übertragung der Bildung der Wahlorgane 

auf das Amt Unterspreewald
Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  10
 Davon anwesend:  7
 Ja:  7
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0
 
Beschlussnummer: 28-2013
Tenor: Wahlkreiseinteilung
Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  10
 Davon anwesend:  7
 Ja:  7
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0
 
Beschlussnummer: 26-2013
Tenor: Grenzfeststellung Gemarkung Neuendorf 

Flur 1, Flurstück 153/1 gegen 154/1
Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  10
 Davon anwesend:  6
 Ja:  6
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  1
 
Beschlussnummer: 27-2013
Tenor: Eilentscheidung nach § 58 BbgKVerf
 Kreditaufnahme zum Zwecke der Umschul-

dung 
Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  10
 Davon anwesend:  7
 Ja:  7
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0
 
Beschlussnummer: 30-2013
Tenor: Grundstücksverkauf - Gemarkung Leibsch, 

Flur 2, Flurstück 46/2 (Teilfläche)
Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  10
 Davon anwesend:  7
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 Ja:  7
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0
 
Beschlussnummer: 31-2013
Tenor: Grundstücksverkauf - Gemarkung Leibsch, 

Flur 2, Flurstück 46/2 (Teilfläche)
Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  10
 Davon anwesend:  7
 Ja:  7
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0
 
Beschlussnummer: 32-2013
Tenor: Grundstücksverkauf - Gemarkung Neuen-

dorf/See, Flur 1, Flurstücke 120, 121, 122, 
123

Abstimmungs-
ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder:  10
 Davon anwesend:  7
 Ja:  7
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0
 

Stadt Golßen

Wahlen
- der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Golßen,
- der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Stadt Golßen und
- des Ortsbeirats des Ortsteils Zützen,

am 25. Mai 2014
 Bekanntmachung der Wahlleiterin
 vom 21.01.2014
Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kom-
munalwahlgesetzes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der 
Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung (BbgKWahlV) 
mache ich Folgendes bekannt:
I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie 

die Wahlzeit
 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die 

Wahlzeit der landesweiten Kommunalwahlen 2014 vom 
4. September 2013 finden die Wahlen (Hauptwahlen)

 -  der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Golßen 
mit den Gemeindeteilen Landwehr, Prierow, Altgolßen 
dem Ortsteil Zützen mit den Gemeindeteilen Sagritz 
und Gersdorf und dem Ortsteil Mahlsdorf 

 -  der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Stadt Golßen mit den Ge-
meindeteilen Landwehr, Prierow, Altgolßen dem Ortsteil 
Zützen mit den Gemeindeteilen Sagritz und Gersdorf 
und dem Ortsteil Mahlsdorf 

 -  des Ortsbeirats des Ortsteils Zützen,
 am Sonntag, den 25. Mai 2014 in der Zeit von 8:00 bis 

18:00 Uhr 
 sowie
 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen
 -  der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-

amtlichen Bürgermeisters der Stadt Golßen,
 am Sonntag, den 15. Juni 2014 in der Zeit von 8:00 bis 

18:00 Uhr statt.
II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
 Nachdem der Minister des Innern die Wahltermine für die 

vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsver-
ordnung bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 
2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die Wahlvorschläge für diese 
Wahlen möglichst frühzeitig einzureichen. Ergänzend 
hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
Golßen

1. Anzahl der zu wählenden Stadtverordneten 
 Es sind insgesamt 16 Stadtverordnete zu wählen.
2. Wahlkreise
 Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Golßen hat 

durch Beschluss das Wahlgebiet in einen Wahlkreis ein-
geteilt.

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Ver-

einigungen und Wählergruppen sowie Einzelbewer-
berinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und 
Wählergruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag 
als Listenvereinigung einreichen. Sie dürfen sich jedoch 
bei jeder Wahl nur an einer Listenvereinigung beteiligen; 
die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt einen 
eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig einge-
reicht werden. Sie müssen spätestens bis zum

 Donnerstag, den 20. März 2014, 12:00 Uhr, 
 bei der
 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Unter-

spreewald
 Amt Unterspreewald, Hauptstraße 49, 15910 Schönwald
 schriftlich eingereicht werden.
4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammen-

zuschließen, ist der Wahlleiterin für die Stadt des Amtes 
Unterspreewald durch die für das Wahlgebiet zuständigen 
Organe aller am Zusammenschluss Beteiligten spätes-
tens bis zum Donnerstag, den 20. März 2014, 12:00 Uhr, 
schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an dem Zusam-
menschluss beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien 
oder politischen Vereinigungen von mindestens zwei Mit-
gliedern des für das Wahlgebiet zuständigen Vorstands, 
darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer Stellver-
treterin oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von 
der oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe 
unterzeichnet sein.

5. Inhalt der Wahlvorschläge
5.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 

5a zu § 32 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht wer-
den. Sie müssen enthalten

 a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder 
die Tätigkeit, den Tag der Geburt, den Geburtsort, die 
Staatsangehörigkeit und die Anschrift einer jeden Bewer-
berin und eines jeden Bewerbers in erkennbarer Reihen-
folge,

 b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen 
Vereinigung den vollständigen Namen der einreichenden 
Partei oder politischen Vereinigung und, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; der im Wahl-
vorschlag angegebene Name der Partei oder politischen 
Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt.

 c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Na-
men der einreichenden Wählergruppe und, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese; aus dem 
Namen muss hervorgehen, dass es sich um eine Wäh-
lergruppe handelt; der Name und die etwaige Kurzbe-
zeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder 
politischen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung 
enthalten,

 d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den 
Namen der Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurz-
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bezeichnung verwendet, auch diese; zusätzlich sind die 
Namen und, sofern vorhanden, auch die Kurzbezeich-
nungen der an ihr beteiligten Parteien, politischen Verei-
nigungen und Wählergruppen anzugeben,

 e) den Namen des Wahlgebietes.
 Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 

Einzelbewerbers darf nur die unter Buchstabe a und e 
bezeichneten Angaben enthalten.

5.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerberin 
oder einen Bewerber enthalten.

 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchs-
tens insgesamt 24 Bewerberinnen und Bewerber enthal-
ten.

5.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und 
Telekommunikationsanschluss der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 
Als Vertrauensperson kann auch eine Bewerberin oder 
ein Bewerber benannt werden. Soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und 
die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, be-
rechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag 
abzugeben und entgegenzunehmen.

5.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Ver-
einigung muss von mindestens zwei Mitgliedern des für 
das Wahlgebiet zuständigen Vorstandes, darunter der 
oder dem Vorsitzenden oder einer Stellvertreterin oder 
einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der Wahlvor-
schlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertre-
tungsberechtigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. 
Der Wahlvorschlag einer Listenvereinigung muss von 
jeder an ihr beteiligten Partei, politischen Vereinigung 
und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein-
zelbewerbers muss von dieser oder diesem unterzeich-
net sein.

5.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 

Wahlvorschlag für die Wahl zur Stadtverordnetenver-
sammlung der Stadt Golßen benannt sein. Die Bewer-
berin oder der Bewerber auf dem Wahlvorschlag einer 
Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die 
mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerberin 
oder Bewerber

6.1 Die Benennung als Bewerberin oder Bewerber auf einem 
Wahlvorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, 
Wählergruppe oder Listenvereinigung ist an folgende 
Voraussetzungen geknüpft:

 a) Die Bewerberin oder der Bewerber muss gemäß § 11 
BbgKWahlG wählbar sein. 

 b) Die Bewerberin oder der Bewerber muss durch eine 
Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und 
Bewerber gemäß § 33 BbgKWahlG bestimmt worden 
sein (siehe Nummer 7).

 c) Die Bewerberin oder der Bewerber muss der Benen-
nung auf dem Wahlvorschlag

  schriftlich zustimmen. Die Zustimmung ist nach dem 
Muster der Anlage 7a zu § 3 Absatz 5 Nummer 1 BbgK-
WahlV abzugeben. Wird der Wahlvorschlag von

  einer Partei eingereicht, hat die Bewerberin oder der 
Bewerber in der Zustimmungserklärung zudem ihre oder 
seine Parteimitgliedschaften anzugeben 

  oder zu erklären, dass sie oder er parteilos ist.
 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen 

gelten ferner für Einzelbewerberinnen und Einzelbe-
werber.

6.2 Zur Wählbarkeit
6.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deut-

schen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundge-

setzes, die
 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 

und
 - seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-

digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
 - gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 

ist oder
 - infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähig-

keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.
6.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbür-

gern
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar auch alle 

Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union (Belgien, Bulgarien, Dänemark, Estland, 
Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kro-
atien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlan-
de, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 
Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, 
Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und 
Nordirland sowie Republik Zypern), die

 - am 25. Mai 2014 das 18. Lebensjahr vollendet haben 
und

 - seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 
Absatz 3 BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

 - gemäß § 9 BbgKWahlG vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist oder

 - infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutsch-
land die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter nicht besitzt oder

- infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallent-
scheidung im Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit 
nicht besitzt.

6.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerberin und 
für jeden Bewerber eine Bescheinigung der Wahlbehörde 
nach dem Muster der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Num-
mer 2 BbgKWahlV einzureichen, dass die vorgeschlage-
ne Bewerberin oder der vorgeschlagene Bewerber wähl-
bar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich 
ihre Zustimmung zur Kandidatur erklärt haben, müssen 
mir mit der Bescheinigung nach Satz 1 zusätzlich eine 
Versicherung an Eides statt nach dem Muster der An-
lage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über 
ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass 
sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat nicht von der Wähl-
barkeit ausgeschlossen sind.

7. Zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber ge-
mäß § 33 BbgKWahlG

7.1 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Partei oder 
politischen Vereinigung und ihre Reihenfolge müssen 
in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusam-
mentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in 
geheimer Abstimmung bestimmt worden sein (Mitglie-
derversammlung). Dies kann auch durch Delegierte ge-
schehen, die von den Mitgliedern (Satz 1) aus ihrer Mitte 
in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden 
sind (Delegiertenversammlung). 

7.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlge-
biet keine Organisation hat, können die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge auch durch die im 
gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
oder durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkrei-
ses Dahme-Spreewald wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte 
bestimmt werden.
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7.3 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Wählergrup-
pe sowie ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten 
Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der Wähler-
gruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wäh-
lergruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer 
Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts 
im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Anhän-
gerinnen und Anhänger (Anhängerinnen- und Anhän-
gerversammlung) der Wählergruppe in geheimer Ab-
stimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch 
Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder An-
hängerinnen und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in 
geheimer Wahl hierzu besonders gewählt worden sind 
(Delegiertenversammlung). Die Ausführungen zu Num-
mer 7.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wäh-
lergruppen entsprechend.

7.4 Die Bewerberinnen und Bewerber einer Listenverei-
nigung sowie ihre Reihenfolge müssen in einer gemein-
samen Mitglieder- oder Delegiertenversammlung in ge-
heimer Abstimmung bestimmt worden sein; im Übrigen 
gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinnge-
mäß.

7.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerin-
nen und Anhänger oder Delegierten von dem zuständigen 
Vorstand der Partei oder politischen Vereinigung oder der 
oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe mit 
einer mindestens dreitägigen Frist entweder einzeln 
oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimm-
berechtigte Teilnehmer der Versammlung ist für die ge-
heime Wahl der Bewerberinnen und Bewerber sowie 
der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerberinnen und Bewerbern 
ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. In der 
Versammlung müssen sich mindestens drei Mitglieder, 
Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Ab-
stimmung beteiligen.

7.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder 
Delegiertenversammlung ist eine Niederschrift nach 
dem Muster der Anlage 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 
4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahlvorschlag bei-
zufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, 
die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen 
und Anhänger oder Delegierten sowie das Ergebnis der 
geheimen Wahl hervorgehen. Hierbei haben die Leiterin 
oder der Leiter der Versammlung und zwei von der 
Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen oder Teil-
nehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzli-
chen Mindestanforderungen an eine demokratische Auf-
stellung der Kandidatinnen und Kandidaten gemäß § 33 
Absatz 5 BbgKWahlG beachtet worden sind.

8. Unterstützungsunterschriften
8.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungs-

unterschriften
8.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereini-

gungen, die am 9. September 2013 aufgrund eines zu-
rechenbaren Wahlvorschlags im 17. Deutschen Bundes-
tag oder im 5. Landtag Brandenburg durch mindestens 
eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete oder 
durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten 
Abgeordneten oder im Kreistag des Landkreises Dahme-
Spreewald durch mindestens eine Kreistagsabgeordne-
te oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten 
oder in Stadtverordnetenversammlung der Stadt Golßen 
durch mindestens eine Stadtverordnete oder durch min-
destens einen Stadtverordneten seit der letzten Wahl 
ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 9. Sep-
tember 2013 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Kreistag des Landkreises Dahme-Spreewald 
durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch 
mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in der 
Stadtverordnetenversammlung Golßen durch mindes-
tens eine Stadtverordnete oder durch mindestens einen 
Stadtverordneten seit der letzten Wahl ununterbrochen 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit.

8.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
ferner nicht für Listenvereinigungen, wenn mindestens 
eine der an ihr beteiligten Gruppierungen wenigstens 
eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 genannten Voraus-
setzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis er-
füllt.

8.1.4  Wahlvorschläge von Einzelbewerberinnen und Ein-
zelbewerbern, die am 9. September 2013 aufgrund 
eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkrei-
ses Dahme-Spreewald oder in der Stadtverordnetenver-
sammlung vertreten sind, sind von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit. 

8.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der 
ehrenamtliche Bürgermeister der Wahl zur Stadtverord-
netenversammlung so ist auch die Partei, politische Ver-
einigung oder Wählergruppe, für die sie oder er bei der 
Wahl zur Stadtverordnetenversammlung Golßen antritt, 
von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
befreit, wenn sie oder er aufgrund eines Wahlvorschlages 
dieser Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder zum ehrenamt-
lichen Bürgermeister der Stadt Golßen gewählt worden 
ist. 

8.2 Wichtige Hinweise
8.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-

einigung, einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht nach der vorstehenden Nummer 8.1 von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit 
ist, sind

 - im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags 
mindestens 10 Unterstützungs-unterschriften von im 
Wahlgebiet wahlberechtigten Personen, beizufügen.

8.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift 
der wahlberechtigten Person ist spätestens bis zum 

 Mittwoch, den 19. März 2014, 16:00 Uhr, 
 bei der
 Wahlbehörde, Amt Unterspreewald
 Einwohnermeldeamt, Hauptstraße 41, 15938 Golßen 

oder
 Einwohnermeldeamt, Hauptstraße 49, 15910 Schön-

wald 
 zu leisten.
 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer eh-

renamtlichen Bürgermeisterin oder einem ehrenamt-
lichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin oder 
einem Notar oder einer anderen zur Beglaubigung von 
Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet werden. 
Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen 
Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde (Amt Unterspreewald, Hauptstandort: 
Hauptstraße 41, 15938 Golßen- Einwohnermeldeamt 
oder Nebenstandort: Hauptstraße 49, 15910 Schönwald- 
Einwohnermeldeamt) spätestens bis zum 

 Mittwoch, den 19. März 2014, 16:00 Uhr, 
 vorzulegen.
 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind 

auf den von mir aufgelegten oder ausgegebenen amt-
lichen Formblättern für Unterschriftenlisten nach dem 
Muster der Anlage 6 zu § 32 Absatz 4 Nummer 3 BbgK-
WahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu erbringen:
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8.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des 
Wahlvorschlagsträgers sofort bei der Wahlbehör-
de, Amt Unterspreewald, Hauptstandort: Hauptstraße 
41, 15938 Golßen und Nebenstandort: Hauptstraße 49, 
15910 Schönwald in den Einwohnermeldeämtern aufge-
legt.

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie 
Anschrift einer jeden Bewerberin und eines jeden Be-
werbers in erkennbarer Reihenfolge anzugeben. Da-
neben ist beim Wahlvorschlag einer Partei, politischen 
Vereinigung, Wählergruppe oder Listenvereinigung 
deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wendet, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schrift-
liche Erklärung zu bestätigen, dass die Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihre Reihenfolge gemäß § 33 BbgK-
WahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberinnen 
und Bewerber sowie ihrer Reihenfolge vorzulegen. Beim 
Wahlvorschlag einer Listenvereinigung sind ferner auch 
die Namen, und, sofern vorhanden, die Kurzbezeichnun-
gen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines 
Einzelbewerbers ist die Bezeichnung „Einzelwahlvor-
schlag“ anzugeben.

 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich 
unter den vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche 
Formblätter für die Unterzeichnung des Wahlvorschlags 
bei einer ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder einem eh-
renamtlichen Bürgermeister im Land, vor einer Notarin 
oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglaubi-
gung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, 
Wählergruppen oder Listen-vereinigungen dürfen erst 
nach der Bestimmung der Bewerberinnen und Bewerber 
sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunter-
schriften sind ungültig.

8.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahl-
vorschlag für die Wahl zur Stadtverordnetenversamm-
lung unterzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr 
als einen Wahlvorschlag unterzeichnet, so sind sämtliche 
von ihr für diese Wahl geleisteten Unterstützungsunter-
schriften ungültig.

8.2.6 Wahlkreisbezogene Wahlvorschläge dürfen nur von den 
in dem betreffenden Wahlkreis wahlberechtigten Perso-
nen unterzeichnet werden. Hat eine Person einen wahl-
kreisbezogenen Wahlvorschlag unterzeichnet, der für 
einen Wahlkreis gilt, in dem sie nicht wahlberechtigt ist, 
so ist ihre Unterschriftsleistung ungültig.

8.2.7 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung gegeben sein. Die Unterzeichnung des Wahl-
vorschlags durch die Bewerberinnen und Bewerber 
selbst ist unzulässig.

8.2.8 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, 
Tag der Geburt und Anschrift der unterzeichnenden Per-
son sowie das Datum der Unterschriftsleistung anzuge-
ben. Die unterzeichnende Person hat sich vor der Unter-
schriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.9 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperli-
chen Behinderung einer Hilfe bei der Unterschriftsleis-
tung bedarf, kann eine Person ihres Vertrauens (Hilfsper-
son) bestimmen, die die Unterschriftsleistung vornimmt. 
Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behinde-
rung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, 
kann auf Antrag die Unterstützungsunterschrift durch 
Erklärung vor einer oder einem Beauftragten der Wahl-
behörde ersetzen. Der Antrag kann bis Montag, den 17. 
März 2014, 16:00 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehörde 
gestellt werden.

8.2.10 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner, die die Unterstützungs-
unterschrift auf der von mir aufgelegten oder ausgege-
benen Unterschriftenliste leisten, zu vermerken, dass sie 
im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschriftsleistung 
wahlberechtigt sind. 

9. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 20. März 2014, 

12:00 Uhr, können Mängel, die sich auf die Zahl und 
Reihenfolge der Bewerberinnen und Bewerber beziehen, 
nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungsunter-
schriften nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche 
gilt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber so mangel-
haft bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität nicht 
feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der Wahl-
vorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung 
über die Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 
BbgKWahlG) beseitigt werden.

10. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt am 24.03.2014, 19:00 im 

Sitzungsraum Hauptstraße 49, 15910 Schönwald in öf-
fentlicher Sitzung über die Zulassung der Wahlvorschlä-
ge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG sowie §§ 38 
und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters der Stadt Golßen

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 
und 5.4, 6, 7, 9 und 10 zur Wahl der Stadtverordnetenver-
sammlung gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters 
der Stadt Golßen mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
5b zu § 33 Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir einge-
reicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerberin oder einen 
Bewerber enthalten.

 Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur auf einem 
Wahlvorschlag für die Wahl der ehrenamtlichen Bürger-
meisterin oder des ehrenamtlichen Bürgermeisters be-
nannt sein.

 Die Bewerberin oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Par-
tei sein, die mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser 
Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der Bewerberin oder des Bewerbers zu 
ihrer oder seiner Benennung auf dem Wahlvorschlag ist 
nach dem Muster der Anlage 7b zu § 33 Absatz 2 Num-
mer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers ist nach dem Muster der Anlage 9b 
zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt 
nicht für die Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listen-vereinigung 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der nicht von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nach § 70 
Absatz 5 BbgKWahlG befreit ist, sind mindestens 32 Un-
terstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gel-
ten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 
8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

C. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Zützen
 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 5.1, 5.3 

bis 5.5, 6, 7.1, 7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Stadt-
verordnetenversammlung der Stadt Golßen gelten für die 
Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Zützen mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß: 
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1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Züt-
zen ist das Gebiet dieses Ortsteils mit den Gemeinde-
teilen Gersdorf und Sagritz. Das Wahlgebiet bildet einen 
Wahlkreis.

2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu 
wählen.

3. Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 4 Bewer-
berinnen und Bewerber enthalten.

4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG 
wählbar sind und im Ortsteil Zützen ihren ständigen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Stadt Golßen wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder 
deren Delegierte können auch die Bewerberinnen und 
Bewerber sowie ihre Reihenfolge für die Wahl zum Orts-
beirat des Ortsteils Zützen bestimmen, sofern die Anzahl 
der im Ortsteil Zützen wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe nicht 
zur Durchführung einer Mitgliederversammlung aus-
reicht.

 In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Stadt 
Golßen wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durch-
führung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten 
die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 7.2 entspre-
chend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Ver-
einigung, einer Wählergruppe, einer Listen-vereinigung, 
einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers, die 
oder der nicht von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit ist, sind mindestens 3 Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen. 

 Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
sind auch die Parteien, politischen Vereinigungen und 
Wählergruppen befreit, die am 9. September 2013 auf-
grund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Ortsbei-
rat des Ortsteils Zützen durch mindestens ein Mitglied 
seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; 
Entsprechendes gilt für Einzelbewerberinnen und Einzel-
bewerber, die aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im 
Ortsbeirat Zützen vertreten sind, sowie für Listenverei-
nigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen die eingangs genannte Voraussetzung 
erfüllt.

 Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A 
Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 
8.2.10 sinngemäß.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderli-

chen Vordrucke werden von mir beschafft und können 
bei mir angefordert werden.

Die Wahlleiterin für die Stadt Golßen des Amtes Unterspree-
wald
gez. Annegret Leißner
________________________________________________________

Hiermit werden gemäß § 39 (3) BbgKVerf nachfolgende Be-
schlüsse, welche in der Sitzung der Stadtverordnetenversamm-
lung der Stadt Golßen vom 27.01.2014 gefasst wurden, in orts-
üblicher Weise in ihrem wesentlichen Inhalt öffentlich bekannt 
gemacht:
- öffentlicher Teil - 
Beschlussnummer: 1-2014
Tenor: Stellungnahme im förmlichen Beteiligungs-

verfahren nach § 10 Abs. 1 Raumordnungs-
gesetz i. V. m. § 2 Abs. 3 Gesetz zur Re-
gionalplanung und zur Braunkohlen- und 
Sanierungsplanung zum 2. Entwurf des Re-
gionalplans Havelland-Fläming 2020 vom 
24.10.2013 

Abstimmung-
ergebnis:  Gesetzl. Anzahl der Mitglieder: 17

 Davon anwesend: 13
 Ja: 12
 Nein: 1
 Enthaltung: 0
 Befangen: 0
Beschlussnummer:  2-2014
Tenor: Stellungnahme zum Bauvorhaben: Verle-

gung eines Mittelspannungskabels in den 
Gemarkungen Golßen, Mahlsdorf und Alt-
golßen sowie Demontage der Freileitungen 
inkl. aller Masten 

Abstimmungs-
ergebnis:  Gesetzl. Anzahl der Mitglieder: 17
 Davon anwesend: 13
 Ja: 13
 Nein: 0
 Enthaltung: 0
 Befangen: 0
Beschlussnummer: 3-2014
Tenor: Stellungnahme zum Planfeststellungsver-

fahren gemäß § 18 AEG für das Bauvor-
haben „Ausbaustrecke Berlin-Dresden, PA 
4.2 Bf. Golßen (e) - Bf. Luckau-Uckro (a)“ in 
Bahn-km 60,5 bis 75,0 der Eisenbahnstre-
cke 6135 Berlin-Elsterwerda unter anderem 
in der Stadt Golßen

 hier: Neubau einer Brücke über die Bahn-
strecke im Verlauf der B 96/B 115

Abstimmungs-
ergebnis:  Gesetzl. Anzahl der Mitglieder: 17
 Davon anwesend: 12
 Ja: 11
 Nein: 1
 Enthaltung: 0
 Befangen: 0
 
Beschlussnummer: 4-2014
Tenor: Stellungnahme zum Planfeststellungsver-

fahren gemäß § 18 AEG für das Bauvor-
haben „Ausbaustrecke Berlin-Dresden, PA 
4.2 Bf Golßen (e) - Bf. Luckau-Uckro (a)“ in 
Bahn-km 60,5 bis 75,0 der Eisenbahnstre-
cke 6135 Berlin-Elsterwerda unter anderem 
in der Stadt Golßen

 hier: Bahnübergang (BÜ) Ersatzmaßnah-
me Altgolßen - Umverlegung der L711 und 
Neubau einer Personenunterführung am 
Bahnhof Golßen

Abstimmungs- 
ergebnis:  Gesetzl. Anzahl der Mitglieder: 17
  Davon anwesend: 12
 Ja: 11
 Nein: 1
 Enthaltung: 0
 Befangen: 0
Beschlussnummer: 5-2014
Tenor: Zustimmung zur Nutzung gemeindeeige-

ner  Grundstücke im Rahmen des Bau-
vorhabens „Ausbaustrecke Berlin-Dresden; 
PA 4.2 Golßen (e) - Bf Luckau-Uckro (a) in 
Bahn-km 60,5 - 75,0 der Eisenbahnstrecke 
6135 Berlin-Elsterwerda“ für erforderliche 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der 
Stadt Golßen

Abstimmungs-
ergebnis:  Gesetzl. Anzahl der Mitglieder: 17
 Davon anwesend: 12
 Ja: 11
 Nein: 1
 Enthaltung: 0
 Befangen: 0
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Beschlussnummer: 6-2014
Tenor: Aufstellung des vorhabenbezogenen Be-

bauungsplans „Erweiterung Iden Zent-
ral- und Logistikcenter Golßen GmbH“ der 
Stadt Golßen, Ernst-Iden-Ring 1 gemäß 12 
Baugesetzbuch (BauGB) und Anpassung 
des Flächennutzungsplanes (FNP) der 
Stadt Golßen im Parallelverfahren

Abstimmungs-
ergebnis:  Gesetzl. Anzahl der Mitglieder: 17
 Davon anwesend: 13
 Ja: 13
 Nein:  0
 Enthaltung:  0
 Befangen:  0
Beschlussnummer: 7-2014 
Tenor: Zustimmung zum Neubau der Brücke zwi-

schen Landwehr und Hohendorf im Rah-
men des Bauvorhabens „Ausbaustrecke 
Berlin-Dresden der Eisenbahnstrecke 6135 
Berlin-Elsterwerda“

Abstimmungs-
ergebnis:  Gesetzl. Anzahl der Mitglieder: 17
 Davon anwesend: 12
 Ja: 11
 Nein: 1
 Enthaltung: 0
 Befangen: 0
- nichtöffentlicher Teil - 
Beschlussnummer: 90-2013
Tenor: Genehmigung der Eilentscheidung nach § 

58 Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg: Auftragsvergabe Baumaßnahme: 
Sanierung Treppenhäuser Bahnhofstraße 
14, 14a - c, 15, 15a - c, 16, 16a - c in Gol-
ßen, Gewerk Sanierungsarbeiten

Abstimmungs-
ergebnis:  Gesetzl. Anzahl der Mitglieder: 17
 Davon anwesend: 12
 Ja: 12
 Nein: 0
 Enthaltung: 0
 Befangen: 0
Beschlussnummer: 92-2013
Tenor: Genehmigung der Eilentscheidung nach § 

58 Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg: Auftragsvergabe Baumaßnahme: 
Sanierung Treppenhäuser Bahnhofstraße 
14, 14a - c, 15, 15a - c, 16, 16a - c in Gol-
ßen, Gewerk Malerarbeiten

Abstimmungs-
Ergebnis: Gesetzl. Anzahl der Mitglieder: 17
 Davon anwesend: 12
 Ja: 12
 Nein: 0
 Enthaltung: 0
 Befangen: 0
Beschlussnummer: 8-2014
Tenor:  Aufhebung Auftragsvergabe und Neuver-

gabe Baumaßnahme: Sanierung Treppen-
häuser Bahnhofstraße 14, 14a - c, 15, 15a 
- c, 16, 16a - c in Golßen, Gewerk Malerar-
beiten 

Abstimmungs-
ergebnis:  Gesetzl. Anzahl der Mitglieder: 17
 Davon anwesend: 12
 Ja: 12
 Nein: 0
 Enthaltung: 0
 Befangen: 0

Sonstige amtliche Bekanntmachungen

Grundschule Gröditsch

Bekanntmachung

Schulanmeldung für die Schulanfänger 2014
Gemäß § 37 des Gesetzes über die Schulen im Land Branden-
burg (BbgSchulG) vom 12.04.1996 beginnt für Kinder, die bis 
30.09.2014 das sechste Lebensjahr vollendet haben und noch 
keine Schule besuchen, am 01.08.2014 die Schulpflicht. Die 
Einschulungsfeier findet am Sonnabend, dem 23.08.2014, statt. 
Der erste Schultag ist Montag, der 25.08.2014.

Kinder, die zwischen dem 01.10.2014 und 31.12.2014 das 
sechste Lebensjahr vollenden, in Ausnahmefällen auch die Kin-
der, die nach dem 31.12.2014, jedoch vor dem 01.08.2015 das 
sechste Lebensjahr vollenden, können auf schriftlichen Antrag 
der Eltern in die Schule aufgenommen werden, wenn sie schul-
reif sind. Die Entscheidung trifft die Schulleitung.

Schulpflichtige Kinder können im Ausnahmefall gemäß § 51 
BbgSchulG auf schriftlichen Antrag der Eltern, für ein Schuljahr 
vom Schulbesuch zurückgestellt werden, wenn nicht zu erwar-
ten ist, dass das Kind mit Erfolg am Unterricht teilnehmen kann 
und wenn eine anderweitige Förderung, insbesondere durch 
den Besuch einer Kindertagesstätte, gewährleistet ist. Ein An-
trag für eine nochmalige Zurückstellung ist nicht zulässig. 

Eltern, die ihr schulpflichtiges Kind an einer anerkannten Ersatz-
schule anmelden wollen, müssen dies der zuständigen Schule 
mitteilen.

Die Anmeldung der Schulanfänger bei der zuständigen Grund-
schule Gröditsch durch die Eltern erfolgt unter Vorlage der Ge-
burtsurkunde und dem persönlichen Erscheinen des Schul-
anfängers für alle Ortsteile der Gemeinde Märkische Heide 
(Alt-Schadow, Biebersdorf, Dollgen, Dürrenhofe, Glietz, Grö-
ditsch, Groß Leine, Groß Leuthen, Hohenbrück-Neu Schadow, 
Klein Leine, Krugau, Kuschkow, Leibchel, Plattkow, Pretschen, 
Schuhlen-Wiese, Wittmannsdorf-Bückchen) und für alle Ortstei-
le der Gemeinde Unterspreewald (Leibsch, Neuendorf am See, 
Neu Lübbenau) am

2./3./7. und 8. April 2014 zwischen 8.00 bis 13.00 Uhr 

in der Grundschule Gröditsch, Schulstraße 29 in 15913 Märki-
sche Heide OT Gröditsch.

Im Rahmen der Schulanmeldung wird auch die schulärztliche 
Einschulungsuntersuchung durch den Jugendgesundheits-
dienst durchgeführt. Daher ist zur Vermeidung von Wartezeiten 
eine vorherige telefonische Terminvereinbarung  jeweils mon-
tags, mittwochs und freitags im Zeitraum vom 10.02.2014 bis 
21.02.2012 zwischen 08.00 Uhr und 12.00 Uhr unter der Tele-
fonnummer 035476 457 erforderlich. 

Zur schulärztlichen Einschulungsuntersuchung muss sich 
der Schulanfänger persönlich vorstellen. Außerdem sind der 
Impfausweis, das Vorsorgeheft, der Anamnesebogen, 
die Geburtsurkunde und die Teilnahmebestätigung an der 
Sprachstandsfeststellung eines Sprachförderkurses oder einer 
sprachtherapeutischen Behandlung mitzubringen.

Gröditsch im Januar 2014
Lisette Paulick
Schulleiterin (komm.)



- 52 -Amt Unterspreewald Nr. 2/2014

Amtsgericht Lübben

Amtsgericht Lübben (Spreewald)
52 K 7113  Lübben (Spreewald), den 17.01.2014

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Montag, dem 12.05.2014, 10.00 Uhr, 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Lübben (Spreewald), 
Gerichtsstr. 2 - 3, Erdgeschoss, Saal II 
die in Groß Wasserburg liegenden
im Grundbuch von Groß Wasserburg, Blatt 158
eingetragenen, nachstehend beschriebenen in Groß Wasser-
burg, Dorfstraße 30 gelegenen Grundstücke
Bestandsverzeichnis Nr. 1 
Gemarkung Groß Wasserburg 
Flur 2  Flurstück 26  groß 600 qm
Bestandsverzeichnis Nr. 2 
Gemarkung Groß Wasserburg 
Flur 2  Flurstück 27/2  groß 1.393 qm
versteigert werden.
Bebauung:
In zentraler Lage des historisch gewachsenen Gemeindegebie-
tes gelegenes mit einem geräumigen zweigeschossigen voll un-
terkellertem Wohnhaus (Wohnfläche etwa 170 qm), Baujahr vor 
1932, später in Teilen verändert sowie saniert und modernisiert 
sowie einfachen Nebengebäude bebautes Grundstück.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
24.05.2013 eingetragen worden. 
Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Abs. 5 ZVG festgesetzt 
auf:
124.900,00 Euro Grundstück Bestandsverzeichnis Nr. 1 
19.100,00 Euro Grundstück Bestandsverzeichnis Nr. 2
Im Internet unter www. zvg. com.
Wichtige Hinweise:
Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Ver-
steigerungstermin vor der Aufforderung zur Abgabe von Gebo-
ten anmelden. Er muss das Recht glaubhaft machen, wenn der 
Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebotes nicht berücksichtigt und bei der 
Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläu-
bigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die An-
meldung über die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts 
unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt 
der Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberücksichtigt.
Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge-
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung aus 
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol-
gung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. 
Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift der 
Geschäftsstelle abgeben.
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs-
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht 
den Zuschlag erteilt. Geschieht das nicht, tritt für das Recht der 
Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstan-
des.

Wilde, Rechtspflegerin

Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur - 
Dipl.-Ing. Siegfried Minetzke

Dipl.-Ing. Siegfried Minetzke
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

An die
Erbengemeinschaft/Miteigentümergemeinschaft
Mischke, Bielcke, Schönbeck, Gäckle, Beckmann, Gefreiter
 Steuer-Nr.: 04924901565
 Datum: 27.01.2014
 GB-Nr: 13286

Öffentliche Bekanntmachung  
einer Mitteilung

Sehr geehrte Damen und Herrn,
der o. a. Erbengemeinschaft/Miteigentümergemeinschaft

Ich habe die öffentliche Bekanntmachung einer Mitteilung an Sie 
verfügt Sie können die für Sie bestimmte Benachrichtigung bei 
mir unter oben angeführter Anschrift einsehen.
Mit freundlichen Grüßen
Dipl.-Ing. Siegfried Minetzke, ÖbVI

Bekanntmachung
Art:  _______________________________________
Ort: _______________________________________
Zeitraum: _______________________________________
 _______________________________________
 (Unterschrift)
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